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Präsident Dr. Maleta. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n ,e t. 

Nadlfuf 

Präsident: Hohes Haus! (Die Anwesenden 
erheben sich von ihr,en Plätzen.) Wir wodlen 
heute in aufrichtiger Trauer des am 12. Okto­
ber ver,storbenen 'ehemaligen Präsidenten des 
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Präsident 
Nati.onalraotes und s,einenzeiotigen Bundesmini- gemeinsam das grewalUge Werk des Wieder­

sters für Untenicht gedenken, der g·estern zu aufbaues unserer Heima·t Osterreich voN-
Grabe getragen wurde. brachte . 

Seine eIlfolgreich beg,onnene poll'itisch'e Lauf­
bahn fand 1 938 eine jähe UnrterbrechiUn.g. Er 
wurde - g11eidl vielen anderen österreichi­
schen Patrioten - veTihaftet und nach Dachau 
gebr,adlt , spä1er nach Mauthausen. 

1 945 gehörte Dr. Hurdes zu den Männern 
der ersten Stunde unserer Zweiten Republik , 
Er war Mitbegründer und erster Genera,l­
sekretär der Osterr.e,idlischen VQlkspart'ei, 
wurde als ,erster Unt'errich,tsminister im De,­
z,em'ber 1 945 in die Bundesr,e'grierung berufen 
und gehörte gleichfalls ab di'esem Zeitpunkt 
dem Parlament alls .A;bge'Ordneter .an. Im März 
1953 erfolgte seine Waihl zum Präsidenten des 
Nationa!lrates, welche Funlkti:on .er bis 1 959 
ausübte. In d'er IX. Gesetzgebungsperiod'e war 
Dr. Hurdes dann vor alilem im Geschäftsord­
nungsausschuß täHg, und ,die bisher einzige 
größ,ere Reform der Geschäftsordnung des 
Nationalrates v,erdankt ,ihr Geling,en nicht zu­
letzt seinen Initiativen und Anllegungen , Ins­
besondere la,g ihm auch die Einführung der 
Fragestunde .am Herzen, die j a s'either aus dem 
parllamentarischen Leben uns.er·es Dandes nicht 

mehr welgzudenken i5't, 

Von 1 962 bis 1 966, also während der 
X. Gesetz-gebungsper.i·ode, war Dr . Hurdes 
Obmann des Klubs der OstJerreichismen 
Volkspartei. 

Anläßbich seiner Wahl zum Prä'5ident,en des 
Nationalrates fÜlhrte Dr. Hurdes unter ande-
rem wörtlich aus: 

"Das Bundes,ges.etz über die Geschäfts.ord­
nung des Nationalrates bestimmt, daß der 
P,räsident darüber zu wachen hat, daß di,e 
Würde und die Rechte rl:es Nationalrates ge­
wahrt werden. . . . Die Würde dies'es Hohen 
Hauses ist aber nur 7JU wahren , wenn Sie aLle 
zusammeIllWirken. Freilich sind oft die Ver­
suchungen zu groß, die sachlich'€n Geg,ens.ätze 

auch ins Persönliche Ihineinzutrag-en . Ich bitte 
Sie a.b-er, 'bei der künftigen Arbeit zu beachten, 
daß wir die ohnedies �orhandenen Ge,gen­
sätz·e nicht noch verschärfen sollen, sondern 
daß wir uns vielmehr bemühen, im Intere,sse 
der von uns "Zu erledilgenden AufgaJben immer 
auch das Gemeinsame zu sehen." 

Ein Leben, an Leiden .gleichermaßen reich 
wie an ErfoLgen, 'hat damtt seine Erfüllung 
gefunden und is,t uns beispiellgebend gewor­
den. Das Hoh'e Haus whid seinem eh-ema..ligen 
Präsidenten Dr. FeUx HurctJes stets ein ehren­
des Gedeniken bewahren_ 

Sie, ,sehr geehrte Frauen und Herren Ahge­
ordnete, haben sich zum Zeichen der Trauer 
von den S.itzen erhoben. Ich werd€ d.iese 
�undgebunlg dem stenographischen Protokoll 
der heutigen Sitzung ,ei-nverJ.eiben lassen. -
Ich danke ]hnen für .die Kundge:bung. (Die 
Anwesenden nehmen ihre Plätze wieder ein.) 

Das .aJmHiche Prot'oik:olll1 der 1 1 5.  S.ibzung VOiffi 

1 8 . Oktober 1 974 ist in der Kanzlei auf,gelegen 
und unbeanstandet geblieben . 

K r a n k gemeldet sind die Ahgeordneten 

Ullbrich, Dr. Broe·si-glke, Tödlling und Frau Dok­
tor Ma'r;ga Hulbinek, 

E nt s c h oll l' d i g t hat Slich d'er Herr Abge­
ordnete Dipl.-Vw. Josseck, 

Fragestunde 

Präsident: WÜ gelangen zur Fra,gestunde. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Ich beginne mit d-er 1 .  Anfr,age, 
es ist die des Her:rn Abg·eordneten Dr. Erma­
co ra (OVP) an den Herrn Bun deskanzler. 

1682/M 
Wie werden Sie einer Internationalisierung der 

Minderheitenfrage in Kärnten begegnen? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanzl-er. 

Bunde'skan�ler Dr. Kreisky: W.enngll,eich die 
internationalen Beziehungen Osterreichs und 
ihlie Pfle'g,e dem Bundesminister für Auswär­
tige Angelegenhe-iten zustehen, s.o hahe ich 
selbst die Probleme einer solchen Internatio­

nalisierung stets bedacht. An sich habe ich 
koeine . Mögldch'k-eit der direkten Einflußnahme 
auf eine solche Entwicklung, weil diese nicht 
von Ost erreich aus'g,e"hen wür.rne und rein 
rechtlich von Osterreich auch nicht verhindert 
werden könnte . 

Die Arbeiten der Studienkommissi-on bezüg­
l.ich Pwblemeder slowlenischen Volksgruppe 

Diese Worte mög,en uns alle mahnen und in Kärnten einerseits und des Konta"ktkomi­
darauf hinw€isen, d,aß mit Dr. Felix Hurdes tees der Bundesreg'ierung und der Vertreter 
wieder einer aus der ,immer kleiner werden- der silow,enischen Verbände andererseits, zu 
den GenerraHon v.on uns gegangen ist, die d,eren Si,tzungen auch die Vertreter der Par­

aus der miterlebten und auch miterHttenen teien einge.laden weToden, soUen den Zweck 
Vergang,enheit ihre Lehren z.og und ab 1 945 haben, eine En1:Jwicklung zu einer Inte.rnatio-
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 
nalisieriUug hin zu vermeiden. Darüber hinaus 
finden Gespräche mit den Bundes- und Landes­
parteiobmännern aller im Nationalrat vertre­
tenen Parteien staH, die gleichfaHs das Ziel 
haben, eine Lösung di,eser Fragen herbeizu­
führen, die im innerstaatdichen Bereich zur 
Anwendung kommen kann. 

Prä.sident: Zusa�z,flrag·e. Bitte. 

A:bgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
kaniller! Die Arbeiten di-eser Studienkommis­
sion sind in bezug auf die MögliChkeiten 
e,iner Volkszählung besonderer Art, die von 
politischen Kräften in Jugoslawien arugegrif­
f,en 'Wird, praktisch abgeschlossen. Was diese 
Stud'ienkommission jet�t zu tun !hat, ist, eine 
DbeTilegun..g über Proz-ent.sätze anzus:tellen. 

Werden Sie trotz der massiven poliNschen 
Angrtiffe aus dem jugosla,wischen Lager da­
nach trachlten, dies-e besorudere Volkszählung 
f.ür Kärnten oder eine besondere Volkszäh­
Lung überhaupt im Rahmen Ihrrer Möglichkei­
ten durch'zuführ,en? 

Präsident :  Herr BundeskanzJer. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: ICh glaube, daß 
man sich auf jug.oslawischer Seite darüber 
nicht im klar-en is,t, um was es hier geht. 
Es geht um die Frage, die seinerz·eit der Stu­
dienkommission von mir geste�lt wurde, ob 
die gegenwärtig.e Volkszählung oder die 
Volks.zähl ungs9'esetzge bun:g a usreichend.e 
Voraussetzungen schafft, um fesUzustellen, ob 
sich ein ös'terreichischler Staatsbürger zu einer 
Minde:rheH zu�ehörig tülhlt. Die Antwort der 
Stud-i-enkomm:ission w.ar, daß die Angaben und 
auch die Art, wie die FeststeHung erfolgen 
s-ol1, off·enbar in nicht befried-ilgender Weise 
durchge.fiUhrt w,erden können. Es wurdJen ver­
schiedene Modelle vorgeschlagen. 

Ich möchte aber betonen, daß es sich hier 
nidlt um eline Minde:r1heitenfestst,el,lung im 
eigentlichen Sinne des Wortes handelt, son­
dern um eine Volkszählung, bei der für be­
s,ummt-e Bereiche unseres Staatsg,elbiete-s eine 
besondere Art zu beobachten sein wird; etwa 
die Gewährleistung der Geheimhaltung und 
ähnliches mehr. 

Man ist slich als'Ü in Jugoslalwien offenbar 
nicht im kllaren darüber, daß es sich um eine 
Volkszählung und nicht um eine Minderhei­
tenfeststeUung handelt, 'die nur für die Min­
derheit durchgefüh.rt wird. Es handelt sich also 
um eine Maßnahme, di·e �ür die gesamte Be­
völkerung gilt und nur bei einem bestimmt'en 
Teil besondere Kriterien erubhä.lt. 

Präsident: Eine weitere Frage. BiUe. 

Abgeordneter Dr. Ermacora: Herr Bundes­
kanrz.ler! Bedauerlich'erweise .richten sich die 
Angriffe, würde ich sagen, aus politischen 
Kr·eisen Jugoslawiens a1ber -auch g-egen diese 
Vo1kszählung besonder·er Art, obwohl ich Ihre 
Meinung durchaus t,e1le, daß es sich hiebei 
nicht um eine Minde:r.heitenfeststellung im 
technischen Sinne des Wortes 'hande1t. Den­
noch wi:rod ma·n sich überlegen müssen, ob 
man dieSle Volkszählung besonderer Art trotz 
dies'er Ang,riffe und trO/tz dieser unrichti..gen 
Vorstellung von ju�os.}awischer Seite durch­
�ührt. 

Werct.en Si·e dazu beitragen, die j'ugosla­
wischen Politiker im Rahmen Ihrer Kompe­
tenzen und im Rahmen der Kompetenzen des 
Herrn Außenministers da,von zu überzeugen, 
daß es sich hier nich:t um unfr·eundlicbJe Akte 
und nicht um völkerrechtsrwi'drige Akte han­
delt, wenn ·es zu einer solchen Volkszählung 
besonderer Art kommt? 

Präsident: Herr KaIllZiler. 

Bundes'kanzler Dr. Kreisky: Der Heu 
Auß,enminis-ter und lich halben bereits Der­
artiges getan. Wir haben berei,ts vor einiger 
Zeit den jugoslawischen Botschaft-er auf diese 
Gesichtspunkte aufmerks·am g.emach.t. 

Ich. kann aber nicht umhin festzust-e1len, daß 
es da's souveräne Recht jedes Staates ist, sich 
i'n seinem Staatsg,ebiet jene s�atis,tischen An­
gaben zu besorgen, di,e er zur Besorgung sei­
ner Staa.tsauf'gaben braucht. Dabei wird natür­
lich 'auf völkerrechtliche Grundsätze, vor alLem 
im Hinlblick auf eine fÖTIdemde Minderilieiten­
politik g,e.bührend Bedacht genommen werden. 

Präsident: Anfrag,e 2: Herr Abgeordneter 
Dr. Reinhart (SFO ) all den Heun BundeslmI12-
ler. 

1659/M 

Welchen Stand haben die Bemühungen für die 
Schaffung eines Bundesraumordnungsgesetzes? 

Präsident: Bitte, Herr Bundeskanz.ler. 

Bundeskanzler Dr_ Kreisky: Im Rahmen des 
Verfassungsdienstes des Bundleskanzleramtes 
wird s·eit längerem intensiv an der Ausarbei­
tung des Entwurfs zu einem Bundesraumord­
nungsgesetz gearbeitet. Di-e Vorarbeiten sind 
bereits ziemlich weit fortgeschritten. Ein Dis­
kussjonsentwurf steht unmittelbar vor Ver­
sendung. 

Präsident: Zusabzfrag,e. Bitte. 

Abgeordnet'er Dr. Reinhart: Se'hr geehrter 
Herr Bundeskanzler! In der Beratenden Ver­
sammlung des Europarates wurde kürzlich 
eine Empfehlung betreffend Bodenpolitik, ins­
besondere Garantie für die Freihaltung von 
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Dr. Reinhart 
Flächen �ür infrastrukturelile Maßnahmen, ein­
g ebracht. In diesem Antr.ag wird darauf hin­
gewiesen, daß zwar zahlreiche Konz·epte und 
Pläne insbesondere für infr,astTuikturelle Ein� 
richtungen bestehen, daß diese aber nicht 
geg,ensettig - weder räumlich noch zei,tUch -
ab.gestimmt sind und daß darüber h.inaus für 
die gepl'anten Einrichtung,en die notwendigen 
bodenpQlitischen VOTaIUssetrzungen nimt r'emt­
zeiUg g'etroffen werden. 

Es wiI'd weiter darauf hingleIwiesen, daß 
diese mangelnde (langfristige Vorsorge sich. 
besonders schrwerwiegend bei Verkehrsanla­
gen, wie Str.aßen, Schienenwegen , Wasser­
wegen, Flugplä.tzen, -bei Versorgung.sanlagen, 
wie Fernl,eitung,en für eilektrische, flüssige und 
gasförm1ge Eruergie, lOei Einrichtungen der Er­
holung, des Land schafts- und Naturschutzes 
sOWlie bei sonstig'en öffentlichen Einrichtungen 
des Wohnbaues, der BiLdu.ng 'und des Umwelt­
schut�es ·auslWiz;kt. (Rufe: Die Frage!) 

Darf ich deshalb, s'cl:tr geehrter Herr Bun­
deskanzler, fragen, ob auch diese Gedanken 
in dem zukünWg,en Entwurf BeroÜcksichtigurug 
finden w;erden. 

Präsident: Herr BundeskaIllZler. 

Bundeskanzber Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neterl Aus der looa1tslÜlberslicM z:um Entwurf 
eines Bundesra:umoI'dnungsg·esetzes - wie 
gesagt handelt es sich noch um eine Diskus­
sionsgrundil:a,ge, weH ja Mer s'elhr komplizier,te 
Fragen der Bundesrp,olitik. der Politik de'T Län­
der und Gemeinden s'ozusag,en zuzuordnen 
S'ind -, also aus der jetzigen InthalrtsrÜber·sicht 
geht schon hervor, d,aß diese Fragen eine 
besondere Beachtung gefunden haben, denn 
es heißt im § 6: Abs.timmung mit der Raum­
,ordnung odJes AusQands, mit der Raumordnung 
der Länder und der örtldchen Raumpl'anung 
der Gemeinden. 

Daraus 'geht hervor, daß dLeser Frage vor 
al,lem im Hinblick auf die Gemeinden und die 
Länder besondere Beachtung g.eschenkt wurde. 

Präsident: Weitere Zusat�rage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr g,eehrter 
Herr Bundeskanzlerl Es hefia'ssen sich derzeit 
eini,ge uberregionale Arbeitsg,emeinschaften 
miot den Fr,ag,en der Raumordnurug. Ich nenne 
nur ·als Beispiel die Ar\beitsgemeinschaft 

· Alpenländer. Diese Arbeitsgemeinschaft 
.AJlpenländer beispiels.weise übt eine eig.ene 
Regionalpolitik aus. Wie lich gehört habe, ist 
eine Kontaktnahme mit den Bundessteol'len 

· sehr spärlich. 

WiTd das zukünftige Raumordnungs gesetz 

Präsident: Herr Bundes'kanzl'er. 

Bundeskanzler nr. Kreisky: Das is,t vorge­
sehen, HerT Abgeordneter. Es list das Ziel die­
ses EntJwurfes, zu einer Abstimmung mit der 
R.aumordnung des Auslandes, und da VOT 

aLlem dies benach'barten Auslandes zu gelan­
gen. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Dr. Stix (FPO) 
an den Herrn BundeskamJler. 

1685/M 

Seit wann befaßt sich die Bundesregierung mit 
der Ausarbeitung eines Marktordnungskonzep­
tes, das über jene unkoordinierten und oft sehr 
unpräzisen Äußerungen bzw. Stegreiferklärungen 
einzelner Regierungsmitglieder hinausgeht, die 
in den letzten Monaten bezüglich der Frage einer 
Verlängerung der Marktordnungsgesetze anstatt 
einer sachlichen Klärung nur eine allgemeine 
Verunsicherung bewirkt haben? 

Präsident: Bitte, Herr BunJdeskanzl'er. 

Bundeskanz,l,e,r Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neteT! Der Brlmdersmi'llIis,ter für LClIDld- und 
FiorstwirbscbJaofot hat dli,e V OIlarb eit,en für eine 
Veränderurug der M,a'rktonduu'I1lg bereitls am 

8. J·änner 1 973 beg.ounen, 'indem er d.ie gro­

ßen w,i.rt:schaf;tHd1en LnteresseTIrvertretllltngen 
und die mifueteiligten Ministerien, das sind 
dla's Bunrd es[k.anlZ!l ez;am t, dias Bundesmini'sof.e·r,irum 
für FÜliaonlZ·en und dias Burudesminli,ster-itum für 
Harude'l, Gewerlb.e und I'ndush'lie, s-chroioft'Hdl 
einge1;aden hat, ,ihr,e d'iesbez.iiJgllichen Vorstel­
l'Uil1lg'ell bekannotJz,ugeben. 

Der EoinLaidUrng ,sind ,al1Le laontgeschr.iehenen 
Stelilen gefioLgt. Neben grundsätJz.limen Vor­
schlägen wurden zum Teil auch sehr detail­
lierte Änderuiligswünsche vorgebr.acht. 

Nach interner DurchaTfbeitung d'ie,ser Vor­
schläge in d·en zus,tändigen Ministerien sind 
in einer Sitzu.ng im Oktober 1973 für die 
spar,tenrweise Bearbeitung der Prolbleme deT 
Marktordnung vier Arbeitsgnuppen g·ebildoet 
worden. Die Beratunge'n dieser Arbeitsgruppe, 
bei der Vertreter aller eingans €rowähnten Stel­
len mitgearbeitet haben, wurden sofort auf­
genommen und haben wöchentlich stattg;efun­

den. 

Im April 1974 war 'eine AJbklärung der 
Standpunkte so weit hel1beige,tiülhrt worden, 
daß die Ma,teri-e in internen eingehenden Be­
ratungen durchg,ea'Iibeitet und Ü'bersichtllich ge­
stalltet werden konnte. Das Erg,ebni,s hat der 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
am 4. JUJlJi 1914 in Form eines Gesetz·ent­
wudes samt Erläuterungen der Bundesr·egie­
rung zur Verfügung gestellt. 

Anlaß bieten , daß diese Ülberre.g,ionalen Stel- Die Anbeiten sind so weit ,gedielhen, daß 
len mit den zentralen Bundesstellen zusam- die Parl1eienveThandlungen demnächst einge-

· menarbeiten? leitet werden können. 
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Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Stix: Herr Bundeskanzlerl 
Aus Presseme1duI1lgen Jung eren DatUllIlS 
gehen wid·ersprüchliche Haltungen innerhalb 
Ihres Kabinetts he·rvor. BeispielslWeise heißt 
es in der "Presse" vom 1 8 . September: "Plötz­
Urne Ke.hrtwendung Kreis.kys. Marktordnung 
soll doch bleiben." Nach der "Kronen Zei­
tung" vom 23. September 1974 ist der Herr 
Staatssekretär Haiden für ein Auslaufen der 
Marktoronungsges,etz,e. 

Meine erste Zusatzfrage, Herr Bundeskanz­
l,er, ziel1t darauf ab: Werden Sie grundsätz­
lich an den MaTildordnungsgesetzen .festh�lten 
beziehungsweis,e an einer Marktordnungsre·ge­
�oUng, ·o'der gedenkt di'e RegieI'Uug, ein voÖllig 
anderes System v.orz:uschlCl!gen? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Es ist in der 
Tat so, Herr Ab9leof:dneter, daß es innerhalb 
der Regierungspartei in dieser Frage verschie­
d·ene Ansichten g,eg·eiben ba,t und gibt. Das zu 
leugnen fiele mir nich,t ein. 

Es sind dies gegensätzliche Auiifassungen, 
die sich an verschiedenen Gesichtspunkten 
ausrichten. So zum Beispiel gibt es Vertreter 
der Konsumenten:interessen, die der Meinung 
sind, daß eine Marktardnung ohne eine ent­
sprechende Preisreg-e1ung im allgemeinen nicht 
wünschenswert wäre . Es g'ibt demgegenüber 
die Ansicht im Landwir�schaft,sministerium, 
was durch'aus verständlich ist, daß es hier vor 
aJl.lem darum .geht, die Inte·ressen der Produ­
zent'en wahrzunehmen. Die�e Meimungsver­
schiedeiliheiten gibt es auch zlwischen den gro­
ßen Interessenver,tre;tungen. Es ist s·e'lbstver­
ständiliCh, daß die häuer lichen Interessenver­
tretungen andere Standpunkte vertreten a,ls 
diej,enigen, deruen vor allem die Wahrneh­
murrg der Inter-ess.en der Konsumenten am 
Herz·en liegt. 

Das alles ist aber jetzt sOizusa.gen auf einen 
Nenner gebracht worden in der Weise, daß 
die Kommission, deren Vorsitzender der Herr 
Landw.irtschaftsminister war, ihre Arbeiten 
abgeschlossen hat und daß ,es hier zrwei Alter­
nativen gtbt: -die eine, daß die Marktordnung 
weiter gi,lt unter der Vorausset1zunrg, daß ge­
wisse Modifikationen, sehr wesentlicher Art 
möglich sind, um in den Ve!1handlungen 
alkJk'Ordiert werden Z'U kiönnen, und die andere 
AlternaHve besteht darin, daß Vorkehrungen 
getroffen wercten für den FaH des Auslaufens 
dieser Gesetze. 

Präsident : W·eit,ere FTalge. Bitte. 

Abgeordnete.r Dr. Stix: Herr Bundeskanzlerl 
Die Markto.ooIll1l!ng'srpIlOlb'lematik ist auch ·im 
Zrus:ammeruhaifl'g mit der europädsdlren Integra.-

tion zu se'hen, nicht zuletzt �m Zusammenhang 
mit der betrüblichen Tatsache, daß unsere 
heimische Landwirts·maft an dem europäischen 
Integrationsprozeß nicht teilnehmen kann. 

Es erh€lbt sich daher die Frage, was öster­
reich tlUJll. k,ann, u.m für einen späteren Zeit­
punkt die EinrfÜJg:urug der österreiichi'sch.en 
Landwirtschaft in den europäischen Agrar­

markt vorzubereiten. Es scheint mir, daß eine 
entsprech'ende AdaptJieruIllg der Mal'ktord­
nungsgesetz·e ei.nen wesentlriChen Schritt in 
diese Richtung bUden könnte. 

Frag,e: Wurden solche Aspekte der euro­
päischen In.tegration bei Ihren Arbeiten in 
den Arbeitskre:isen der Ministeri-en berück­
sichtigt? 

Präsident: Herr Bundes,kanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Anläßlich der 
Herst,ellung eines Nahverthältnisses zwischen 
Osterreich und der Gemeinscha'ft haben wir 
auCh. Gesp-räch'e über Agrarfragen g,eführt. Ich 
setbst halhe mit Vertrete·rn der österreichi­
sChen Agra:rier zahlreich·e Gespräche geführt 
und habe dabe'i den Eindruck gewonnen, daß 
es sehr verscb:iedene Ansichten über die Mög­
lichkeiten Osterreichs, in.nerhaJlb einer so'lchen 
Agrarordnung zu bestehen, gibt. Das habe ich 
auch durchaus verSrtanden, weH das jeweils 
von der Art d·es· Zwei'ges abhängt, der in 
Betracht gezogen wird. 

Aber jetzt abgesehen davon kanrn ich auch 
nur eines feststellen, daß nämlich die Art, 
wie diese Fragen innerhalb der Gemeinschaft 
ger,eg·elt werden, durchaus nicht ,immer die 
absolute Zustimmung der Betroffenen findet, 
wie die Ereignisse de,r letzten Monate in ver­
schiedenen Mitgliedstaaten, wie etwa in 
Deutschland, Holland und Frankreich, g.ezeigt 
haben. 

Wir halben das alles ber.ücksichtigt, und ich 
persönlich würde sogar der Auffassung zu­
neig·en, daoß in einem avanc ierteren Stadium 
östeneichischerseits Gespräche mit -d'er Euro­
päischen Gemeinsch'aft geführt werden sOOl­
ten, inwieweit - nach vorhe.riger Rücksprache 
mit den in Betracht kommenden Kreisen in 
Osterreich - es zur Herste1l.ung eines bes­
seren Nahverhäiltnis.ses kommen kann. 

Aber es muß ers;! die Frage gek.1ärt werden, 
inwieweit erstens das der einhelHge Wunsch 
der österreichischen Landwlirtschaf,t ist, und 
zweitens muß geklärt werden, inwieweit 
überhaupt seitens der Gemeinschaft, was ihr 
Nahverhältnis mit AußeIliseiterstaaten, mit 
denen sie eine Preihandrelszone !bildet, betrJftt, 
in Agraorfragen Berei.twilligtkeit besteht, Ge­
spräche aufzunehmen. 
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Präsident: AnfTag,e 4: Herr Abgeordneter wirtschaftlichem Effekt hier eine Be:temgung 
Dkfm. Gorton (OVP) an den Herrn Bundes- anstre,bt, es sicherlich nicht zu verstehen 
kanrzler. wäre, wenn hier seHJens der Bundesreg,ierung 

1730/M 
Bestehen Bedenken gegen eine geplante Betei­

ligung der VOEST-Alpine AG an einem neu zu 
errichtenden Stahlwerk in der Südafrikanischen 
Republik? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesk.anzler. 

Bundeskan:z'ler Dr. Kreisky: Ich muß darauf 
aufmerksam machen, 'daß der Bundesr,egienung 
auf 'eine unternehmerische Entscheidung der 
VOEST .. Alpine geset:zJlich k1ei,ne Einflußnahme 
zusteht. 

Präsident: Zusatzfrage, BittJe. 

Abgeordneter Dkfm, Gorlon: Herr Bundes .. 
kanZlIer! W,erden Sie in dieser Entsch,eidungs .. 
fra,ge, wie Sie jetzt gesagt ha'ben, als Eigen­
tümervertreter in keiner Weise üJber di,e OIAG 
an di e VOEST -Alpine-Aktienge,s,e.l1schaft Ein­
fluß nehmen und haben Sie auch diesbezüg­
lich keinerlei Stellungnahme zu einem solchen 
Beteiliigungsproj,ekt abge.g,eben? 

Präsirlent: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: In Anbetracht 
des Umstandes 'aHein, daß ich verpflichtet bin, 
Ihnen hier im Par,lament darüber Auskunft zu 
geben, muß ich mich nat'Ürilich über die Er,eig­
nisse im Bereich der verstaatlichten Industrie 
immer informieren, Ich ha:be d(l!her von die­
sem Projekt erfahren und habe auch im Hin­
blick auf die außenpoli:ti,sd1en Implikationen 
um g,ewisse Informa;tionen ersucht, zum Bei­
spie.l inwieweit hier di'e Verhandlungen fort .. 
geschriU,en sind, welche wirtsch'aftlichen Vor,: 
aussetzungen für dieses Projekt bestehen. 

Ich habe es allepdings auch nicht unterlas­
sen, auf die Si,tuaHon in den Vereinten Natio­
nen a'ufmerksam zu machen, nämlich darauf, 
daß in diesen Fra,g,en in vielen ,afrikanischen 
Staat'en und aUen Enbwicklungs,ländern ,eine 
sehr starke - sagen wir - EmpfindJlichkeLt 
besteht. Ich kann ruber nichts 'anderes tun, 
als eine wechselseitige Information herbeizu­
führen. Eine Einflußnalhme auf die Gestion 
eines v,erstaatlichten Unternehmens, 'Was die 
wirtschaftl.iche Seite betrifft, steht mir nicht zu. 

ein negativer Einfluß hinsichtHch ihrer Posi­
ti.on alls Eigentümervertreter aus,geübt werden 
würde. 

Ich darf also afbschHeßend - und das ist 
meine abschließende Frage - nochmaJs zur 
Kenntnis nehmen, daß Sie hinsichtlich diese'T 
unternehmerlschen Entscheidung g.anz 
gleichgültig welche Entwicklung sich hier an­
bahn,en würde - keinerlei Einfluß als zustän­
di,ger Ressortch'ef ausÜlben werden. 

Fräsident: Herr Bundesk'anzler. 

Bundeskanrzler Dr. Kreisky: Entscheidungen 
hierüber stehen ausschließlich den Organen, 
die hiefür zuständig sind, zu, Ich kann aber 
nicht umhin, Heu Abgeordneter, darauf auf­
merksam zu machen, daß ich hi,er gar keinen 
Zusammenhang mit den verschiedenen Maß­
nahmen verschiedener Länder herstellen kann. 
Mir steht hier im österr,eichischen Parilament 
kei,ne Entscheidung darüber zu, inwiewei,t jene 
Versuche krie'gerischen oder friedlichen Zwe:k­
ken di,enen, inwieweit sich der eine oder 
andere Staat bedroht fühI:ti das steht mir ailles 
nicht zu. 

Wir halben hier einer Linie zu folg,en, näm­
lich uns an j,ene Beschlüsse zu halten, an deren 
Zustandekommen wir nicht nur selber mitg'e­
willkt haben. Wir müss·en uns aber a'uch an 
jene Beschlüsse halten, beli denen wir nicht 
mitgewirkot 'haiben, weil das zum Wesen solcher 
Beschlüsse gehört. 

Ich kann hier nur sagen, daß uns die Ver­
einten Nationen und ihr Generalsekretär 
jedenfalls in sehr nachdrücklicher Weise 
immer wieder auf diese Zus'ammenihänge auf .. 
mer.ks'am machen. Ich kann unter gar keinen 
Umständen eine Veranbwortrung der ös1errei­
ch'ischen Bundesregierung für geschäftliche 
Tra-nsaktionen in der Offentlichkeit überneh­
men. Ich muß a,ber anderoerseits da,rauf Wert 
Leg,en festzusteHen, daß die Bundesre.gierung 
den Unternehmung.en jene Informationen zu­
gänglich macht, die sie ha,t und die für ihre 
eigene weitere Geschä'ftsführung nicht uninter­
essant sind. 

Präsident: W.eitere Frage. Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
Dr. Heinz Fischer (SPO) la'n iden Herrn ßrundes-

Abgeordneter Dkfm. Gorion: Herr Bundes- kailizier. 
kanzler! Ich nehme �ur Kenntnis, da,ß Sie 
dJi,es!bezüg,lich keinen Einfluß nehmen würden, 
und glarube auch, daß gerade, wenn auf der 
einen Seite die ös:terreichisch,e Bundesregie­
rung an einen Sta'at wie Indien, der Atom­
bomben herstellt, 'WeiteI1hin Entwicklungs!hiUe 
zu leisten bereit ist, 'auf -der anderen Seite, 
wenn der gI1ößte v,erstaatlJidlte Betrieb nüt 

1658/M 
Angesichts der Tatsache, daß die GrundreChts­

kommission im Bundeskanzleramt die erste Runde 
ihrer Beratungen zur Erarbeitung eines neuen 
GrundreChtskataloges abgeschlossen hat, frage 
ich, was nunmehr die nächsten Schritte bis zur 
Ausarbeitung einer Regierungsvorlage sein wer­
den. 
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Präsident: BiUe, Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
n eter! Die wei,tere Vo:ng.a-rug!sweise bei den 
AifheH·en für die VOI1he.y,eituilig eines neuen 
Grunldrechtskatalog,s wlar he,retHs im F'eibruar 
dieses J·ah res Gegens1!anld €liner BesprechJung, 
die ich mit dem 'geschäftsführenden Vor-sitrzen­
den des ExpertenlwrIeg,iu'ills und dem Ver­
fassullig'sd,ieust a!bge1haolten halbe. Da's Expert,en­
koHegiuiill s,elbst wnude ,in sejner vorläufig 
letzten Si,t1JUng am 1. Mä'rz 1974 VOtlll Engehnis 

diese,r Besprechung inf,oIiffiiert unld ha,t sein 
Einverständnli's 'b e:klundet. 

Es wird nun da,s Mater,i;[tIl, das s'ichaus den 
hi!sher ,albgeha!ltenen 87 ATibeHs's libzurug en des 
Expertenk<Ylilegi1ums erg,i'bt, aUSlZluwerten sein. 
Dabei besteht Zlunäch.st das technische PmbJem, 
daß für 31 A'nbei.tss.j.t�urugen - davon acht 
zweitägige - das Res;Ümee ... ProtcIwll noch 
nicht hellgestelilt we,nden :kIonnte. Ferlner soU 
ein Rediaktiiünskoanitee, bestehenld aus ei,nzel­
n en Mi,tghedern des Exp er tenk oll egilums , mit 
den emten For,ffiU'liierungSiarbei.ten beg,innen. 

Präsident: Zusat1zJrage. Bitte. 

Abgeo rdn et er Dr. Heinz Fischer: Herr Bun­

deskanz,ler! In der Grurudrechbskommission ist 
bisher in einem sehr 's,achJlichen IGima der 
g,anrZ'e Fralgen1komplex durcr.oJdiskrutiert worden, 
aber es 'sind Ja hiSiher noch ke.ine Entsrneiidun­
gen g efa:Hen; das heißt, es ist zu den e,inrze,lnen 
Problemen immer lim Umfrageweg die Mei­
nung der 'einzelnen Mi'Ugiliede r  des KoOHegirums 
eingehal,t wanden, aber es sind nicht Aihst'im­
mung'en oder Ents'cheidungen tgetroffen wor­
den. Vven'n al}s,o j.et!Zt, w,as ja in vOIHem Ein­
vernehmen mit dem ExpertenikoHegirum ge­
schieht, eine Art Redlakti'onskomite e  eing e­
setzt wurde, erhebt sich die Frage, alb dias 
RedaktiofilSikomi,tee jetzt qu.a·si stelilvert:retend 
für das Oesamtikoililegi'UilIl, indem es Fo.mnuhe­
l'u.I1Jgen .auSiaribeitet, Ents cheidungen trifft, oder 
ob das Experbenkolileg'lium, d'a's pa,euum dieser 
GrundremtSlk,ommission, dann noch einmal 
Gelegelllheit erfrüHt, zu diesen entscheidenden 
Fmg en SteM.u:rug zu nehmen, bevor eine Regie­
rungsrvorlage aus,geanbeitet wird. 

Präsident: Herr Bundeskanzler .  

Bundeskanzler Dr. Kreisky: J a  ich k ann mir 
gar nichts and,er·es vorstellen. Ich kann mir 
nur vorst'ellen, daß es jetzt eiTIlma� dUIch d'ie 
Exp ert'en zur Ausarb eitung der Resümee­
Protokolle kommt und d.aß .das Bundeskanzler­
amt a},l'es tun wird, um dies,e Arbeit zu fördern . 

Das Bundeskanzleramt hat sich b ekan ntlich 
an die Dekanate aller juridischen Fakultäten 

d'ie bereit wären, einen Werkvertrag betref­
fend die Ausarbeitung dieseT Protok'Ülle abzu­
schließen. Es sind ins gesamt 10 Hochschul­
assistenten namhaft gemacht worden. In naher 
Zukunft wird eine Arbeitssitzung mit ihnen 
abgehalten werden, um den Gang der weit€ren 
Arbeiten zu koordini·eren. 

Ich muß aber darauf aufmerksam machen, 
daß das eine Arbeit ,ist, die recht lange Zeit 
in An spruch nelhmen wird, und daß man in 
der nächst,en Zeit wohl nur damit werde rech­
nen können, daß ,gewisse SpeziaUragen sozu ­

sagen probew eise zusammengef,aßt werden. 
Ich bin , was die Arbeitsphase betrifft, der 
Auffassun:g, daß es relativ lang,e Zeit brauchen 
wird, bis die Grundrechtskommission die gan­

zen Protokolle in v.ollständig·em Umfang zur 
Verfügung haben wird. 

Präsident: Eine weitere Frage. BiUe. 

Abg eordneter Dr. Heinz Fischer: Heu Bun­
deskanzler! WUJ1de bei diesem Gesrp, räch mit 
dem Vor,slitzenden der Grundrechtlskornmission 
- Sie haben ja jetzt schon indir·ekt darauf 
Bezug .genOlII1men -irgenldrw,ie auch €Iin Zeit­
pl,an diskutiert,CLus dem sich ·alhl,eüen läßt, bis 
wann diese Arbeit ZIU Erude geführt wenden 
könnte, wobei ich mir bewuß·t hin, daß man 
das nicht prä,zj,s'e VOJ1&uSlSlClJgen kann? 

Präsiden!: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Mir ist nur be­
kannt , daß die bisherig,e Arlbeitszeit, wenn ich 
dieses Wort im übertr ag ene n Sinn verwenden 
darf, na1hez'u zehn Jahre betr ag en hat. Ich 
kann mir also nur vorsteHen, daß man jetzt 
noch diese sehr wichtige Arbeit der Resümie­
rung auch nur in Jahren wird rechnen können . 

Das ist eine Arbeit, die Jahre dauern wird; 
aber das war in der ös:terreichischen Rechts­
geschichte immer so, daß de rart g rundlegende 
Aufg,ahen in jahrelanger Arbeit geleistet wur­
den, dafür aber auch für viele, VIele Jahr­
zehnt e Bestand g.ehalbt haben. 

Bundesministerium für Auswärtige 
Angelegenheiten 

Präsident: Wir kommen 'zur 6. AIlIfra'g,e, der 
des Herrn Abgeordneten Dr. Fiedler (GVP) an 
den Herrn Bund €?ffiiJ1'lrs ter für Auswärbige 
An gelegentheiten . 

1125/M 

Wie ist der derzeitige Stand der Verhandlun­
gen über einen Vermögensvertrag mit der CSSR? 

Präsident: Bitte, Herr Minister . 

sowie an das Rek borat der Hochschule für Bundesminister für AUSlwärtige Angelegen­
Welthandel mit dem Ersuchen um Namhaft- heiten Dr. Bielka-Karltreu: Herr Abgeordne­

machung von Hochschulassist.enten gewandt, ter! Nach einer mehr alls einj ährig'oo Unter-
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Bundesminister Dr. Bielka-Karltreu 

brechung der VeI1IllÖgens'V,erhandl.ungen mit 
der Tschechosll!Ow,aJkei, die durdl die bek,ann­
ten Ums,t'ände nach den bedauerlichen Luft­
zwi,smenfäUen bedi,rugt war, konnte ich am 
5. Septem'belr mit dem Herrn AußenmiI1ister 
der Tschech:os!low-ak'ischen VolksrepruJb1<ik die 
Gespräche über dieses Thema wiederauf­
I1ehrrnen. 

Diese erste Begegruull1l9' d.iente vor alaem 
einer Art BestJandsaufJ1aJhme uilld einler Fest­
steUung der beider.seitigen StandpullliM,e. Es 
WluDde .d'ama,l,s v.org-esehen, daß Heu Minister 
Chllioupek urud ich hiefiÜJber unseren Regierun ... 
gen ber'ichten und wi'r dann bei unserem Am­
entihaU ,in New York die Gesp,räche fort'Setrzen 
weI1den. Da's Gesp-räch in New York erg,ab 
eine übereinstimmende A'Uiffas'SIung, daß IllUn 

g.erechtferUgte A'UJSislicht bes,türude, in abseh­
barer Zeit zu einem Vertragsalbsdlluß zru kom­
men. 

Es wurde da'her vereinbart, mögHchst bald 
auf Beamt'enebene die Vethandlung-en wieder­
aru1izrunehmen, was in J(ürze au.ch ges-cheihen 
dürfte. 

Präsident : Zus-atzfrage. Bitte. 

kbgeordneter Dr. Fiedler: Herr Hundes­
minister! Es ilst Ihnen bek!aJnnt, daß dieser 
Fmgenk<omp,Jex - die Vemnögensv,erhandl,un­
gen mit der CSSR - in 'der österreichischen 
Offe.ntMchikeH sehr veDfd_lgt wird, da VIieIe 
Osterreich,er ihr Vel'iIDögen in der CSSR ver­
loren und daher an diese FordeDulligen halben. 

Nun hat im Vorjlahr - g,enau im Ju.u vor,i­
gen J,ahres, seit dieser Zeit si,nd }a keine 
V,er'handluDigen mehr 'geführt worden - Ihr 
VODgänger, BundeslIninlister Dr. K,irch,schläger, 
hier in der Frage-swnde 

-
-a'1lif eine konkrete 

Meldung einer prorrünenten ZeitsCh,rift, daß 
der Glolba:lr,a'bmen von 4,5 Mi.1!llarden auf an­
geblich 2,3 MiLldlfrI1den eingeschrä.nlkt worden 
wäre, de:z,idiert erklärt, daß dies nlicht zutreffe. 
Allerd'ing!S hat Ihr VOI1gäniger dlfrvon gespro­
chen, daß man nun .beabsichtige, die Ver­
mögen in ver!schiedene Gruppen einrzuteilen, 
Ulm auf dieser Basj,s zu veDnandeln. 

Ich darf Sie nun fr'alg-ßll, ob bei der Bestand­
aufnahme diiese,r Standpunkt ibeibehaUen 
wllude, oder ob s.ich hiie·r neue Alspekte für die 
kOmIDenJden VeDha�dlru:ngen ergeben haben? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Bielka-Karltreu: Herr 
Abgeordneterl Ichg.laulbe, Sie werden ver­
stehen, daß ich im :gegenwärtigen Stand der 
Vema-llIdJlunigen über Ziffern s,elbg,t nicht spre­
chen möchte. Es ist mir bekannt, daß seinerzeit 
über ve,rschiedene Einteillungen der Ver­
mög·enSifonderungen gestpI1ochlen, geschr.i.eben 

und ·auch verhandelt W1Urde, alber die Frage, 
wer enbschäd1i.gt und wieViiel Entschädigl\lng 
geleistet w,iDd, ist vor alMen .a,nder:en eine Fr'age 
des Gese,fjzentwurfes, den der BUIllIdesminis,ter 
für Hnla'llIZ€n i'Ths P'aJIIl:arrnent ei-nJbr,j,rugen wind, 
soba'ld ,eine ELnigung üJb-er die El1it:schädigungs­
summe mJi,t der Ts·chechoSilorwaikei getroffen 
werden Imnnte um soba!ld d!ie Bundesregie­
liung den Hirudruck hat, daß dtese Entschädl­
gungssJUIDIlle ,ausr,eichen wind, ·um die Entsdlä­
dig.un:gen inneröst,erreiCh'isch zu letsten, die 
dieses Gesetrz. dann vor-sehen wirld. 

Präsident: Eine weiterle Frag-e. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr BUI1d:esmini­
sterl Zeitm_·ngsmeliCLuDigen YOfID Aniiany Okto­
ber spr,achen dia,vOI1, daß Sie nadl !:hrer Rück­
kehr aus Ne-w York durchaus optJimisiflisch 
waren unrl. auch für Enld-e Oktober die Auf­
llIahme der VeJ1hanJdllungoo auf Beamtenebene 
in A'UJss'icbt nalhlIIlen. 

Sind IllU!n konkrete Te I1IDLnve re i'D1ba rungen 
für die A,ufn.ahme der Beamtenverharu:hllungen 
el1fOllJgt? Bestleht Vion österreich'is<:her Seite ein 
Vel1handlung1splan in der Richtung, ,wann 
wlieder a,uf Minislterelbene elin weiteres Ge­
spräch gef,ühr,t wer:den soll? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Bielka-Karltreu: Herr 
Abgeordneter! Es ist in New.York vereinbart 
wo.rden, daß die Beamtenverha,ndlung-en so­
balM wie mögLich stJarHfi·ooen soUen, es wUl"de 
�og,ar davon gesprochen, daß wir uns be­
mühen weIlden, sie noch vor Ellide Oktober 
beg.innen zu lassen. Ein glanz g'enarues Datum 
lmnn ich Ihnen derz-eit nicht sagen, aber im 
nehme an, da,ß d-ies'e VerhaDldl,urugen ,in den 
nächJsten Wochen .st'a,t.tfinld,en wenden. 

Das ist natrül"lkh a'uch eine Frnge, die 
iDgend'W1ie mit den Mögtl1ichlkeit,en der zustän­
digen Beamten, -einen gemeinsamen Termin 
zu finden, ZUls,ammenJhängt. Ene we.it,ere Be­
gegnuny mit dem Herrn t!schemoSilowa!k;ischen 
AußeIllmlLnister habe ,ich Voorerst nicht in Aus­
siCht g·enlOmmen, das wird. dann vom Ergebnds 
der Verhandilrungen ·auf Beamtenebenle ab­
hängen. 

Präsident: Anfr,a.ge 1: Herr Abgeordneter 
Dr. Heinz Fischer (SFO) an den Herm Bundes­
min:itS'ter für AUlSlWär'ttge Angelegenheiten. 

1679/M 

Ist ein der Interparlamentarismen Union vor­
gelegter Bericht korrekt, wonach Osterreim zu 
jenen Staaten zählt, die das im Jahre 1966 nam 
langen Vorarbeiten abgeschlossene internationale 
Ubereinkommen über bürgerliche und politisdte 
Rechte nodt nicht ratifiziert hat? 

Präsident: Bitte, Herr Ministe'f. 
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Bundesminister Dr. Bielka-Karltreu: Herr ' 
Abgeordneterl Das in Rede steiheru:le VertIlaJ9s­
werk wunde von Oster,reich am 1 0. Dezembe.r 
1 973 aIllläßlich des 25. Jahrestages der An­
DJaJhme der Ali1gemeinen Erk,lärrung der Men­
s·chemechte run Sitrz der V'ereinten Nationen 
unterzeimn1et. Die Unterzeichnung verzögerte 
skh durch den UIDIS'band, daß d)ie Arbei,ten des 
Expertenkomitees für die NeukodJifiklation der 
Gpund- und Freiheitsrechte nodl nicht sehr 
fortg,eschritten waren. Es wird näm'l.ich mög­
lichst vermieden., Staa·tJSv,erträge über ein Sach­
gebiet ,ablzusdll,ießen, da,s Ciluch Gegenstand 
einer umf,assenden in!llJerösterreichi'schen Neu­
reg·ellung ist. Obwohl dieses Komitee auch 
j etzt noch seine Arbeiten nicht ganz abge­
schillQ·ssen hat, war,en s'ie Ende 1 973 dodl s o  
fiortg es  du.i:tten , daß die  Unl'erzeichnulJ1Y des in 
Fra.g·e stehenden Baktes mÖlgII,ich war unld nun­
mehr dJa's Be9'll,t'achtung,s'Ver,f,ahren des Ver­
f,a's�SlUn'9lsldi ens·tes einge!lei bet werden konnte. 

Nach dem Absdlll,uß dieses Begut'achtu'llgs­
v e rfahrens ist die EinlbriIlJgung einer en'l-Stpre­
chenlden Regierungsvorlag,e .in AJU:ssidlt ge­
nommen. Es iSlt im efiWla-rten, daß ·ll'odl während 
der laufenden Legi,sltaturperiode die Einbr·in­
gUIllg dieser RegierunJglsVlol1J.age im Par!ltament 
möglidl sein wirld. 

Präsident: Eine ZusatZlfra.ge. Bitte. 

Albgeor.dneber Dr. Heinz Fischer: Herr Bun­
desminister! Dieses Ubereintkommen weist 
Vli·ele ÄhnlichJkei-ten mi,t der Europäischen 
Menschenreehtskonvention auf, nur daß e s  
eben ·auf g]obale·r Bas-is gelt,en würde, und es 
kommt ihm daher gr,oße Bedeutung ru. 

Nun w,ar es s.o, daß im heuriJgen Fpühjalhr 
26 Sba'aten dieses Ubereinkommen r,atifiz,iert 
hahen; 35 Ratifik,a,tionen sind f.ür ein Wirk-
51armwe.I1den notwendig. 

ISie halben jetzt gesmi:ldert, daß in tJs.ter­
reich in albs,shbarer Zeit mit der Einlbr,iilUJlllllg 
einer RegieI1ungsvor:l,age zu rechnen ist. Es 
wäre al510 dCilIln eine w,eitere &atifik,ation ge­
geben. Läßt sieh absehätrzen, bis ZlU welchem 
Zeitpunkt so v,iele R,at-ifikJationen vorl:iegen 
weI'den, daß dias Minimum von 35 erfüHt ist 
und di,esels wiI'kHeh wi-chtLg,e unJd vor aUem in 
a·nderen Sbaaten gTtOß·e BecleutJuny harbende 
Doklument internationale Gültigkeit e,nLangen 
wind? 

Präsident: Herr Minister. 

nich-t aobzusehen, w,anill die �ür das vö:lkerredI,t­
lidle Ink-r.afttret.en ·erforder1.ichle Zahl von 
35 StaJaten erreicht welldten k·ann. 

Präsident: Anfrage 8 :  Herr Abgeordneter 
Dr. Karas'eK (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1729/M 
Wie beurteilen Sie die Chancen für den wei­

teren Verlauf und die Beendigung der zweiten 
Phase der Konferenz über Sicherheit und Zu­
sammenarbeit in Europa (KSZE)? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesministe'r Dr. Blelka-Karltreu: Herr 
AJbgeoridneter ! Die lfilformationen der l etzten 
Wochen .},assoo erkennen, daß in eindgen 
Frag,en, vor aU·em im Bereich der humailli tären 
A,spekte und der Information, also im soge­
IlIannten Korb III, nach einer vorher.igen 
StJagna,tJion ,im KonfereIllZiveI11auf nun doch ge­
wj,sose Fortsch,riUe eTZoie'lt weriden konnten. 
Di·es deutet dla·umf hin, daß von alUen Seiten 
ein z'Üg'igerer Ve.r.JlafUtf der zweiten �hase an­
g,estrebt würl, um ZlU einem baldigen Albschltuß 
zu gelangen. Osteneidl unterstützt diese Be­
strebungen Ulnd bemüht sich intensiv mit den 
anderen neutralen Staaten, an der AUSIaribei­
tuny von Kompl'omiß'formulier:unlg,en mitzu­
wirken, was lafuch von ,aUen Seiten sehr 
lobend aIllerk,annt wird. Um einen rasme,ren 
Atblauf der Konfer·enz heIibeiJzufülhren, werden 
derzeit von der österreichi,schen Deleg,a'tion 
SlOga,r fünf V'oneillla'IlIder g·etrennte inform·elle 
KOIlJSlU!ltatttoilien über die wichUgsten Aspekte 
der mensch'�iehen KontJakte kooI1d;inier-t. 

W·a'nn dies'e 7JWeite �base beendet sein wird, 
'läßt sidl allerdings derzeit noch nicht alb­
schätzen. Es besteht eine g·ewisse HoffJllung 
und wäre W1Ünsmens'Wert, daß afusreichende 
Fortseh·ritte es eJ1möglichen, wenigstens bios 
Jahresende zu einem Abschluß der zwei,ten 
Phase ZlU gela,ngen. 

Präsident: Zusatzfmge. Bitte. 

Ahgeordneter Dr. Karasek: Herr Bundes­
minister!  Sie haben in der BeantJwortuny 
dieser Frage mit Recht die verdienstvdhle 
Tä,tigkeit der östel1reoichJischen De�egation in 
Genf hervor·gehdben. Ich se�bs,t konnte mich 
bei einem Besuch in Genf von dem g'llten Rollof 
der Tät�gkeit unserer Leute Ü:beJ1ZeUlgen. 

Bundesminister Dr. Bielka-Karltreu: Herr A'Ulf der anderen Seite ·g&bt es iIllll:eröster-
kbg,e ordneterl  Wie Sie wi-ssen, lIieg,t der Pakt reichisch·e VOflS chI äge , die besonrlers der Herr 
über die bürtgerHcben und pOlI,iUs'ehen Rechte BUlndeslkaIliZ'ler vertritt. Der Herr Bundesklaruz­
seit dem 1 9. Dezember 1 966 zur Unterz·eich- ler hiat im Z,ustaiffimenJhany mit dies·er Konfe­
IlJung alUJf. Angesidlts der T,ats'ach,e, daß seit reIllZ hier schon eini'ge ei,gefilWi!Hige Ideen ver­
.damals bis Eilide August dieses Jahres nur treten j ich erinnere IlIur dar,an, daß e,r paTtout 
27 Staat,en diesen Rald r,abifi:ziert haben, ist die NahostUmge behandelt w.iJStsen woJllte und 

788 
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Dr. Karasek 

kemen Anool!ang weder ,in Ost noch West mit 
dies,er Sache gefunden ha,t ; und loetz1ll'ich hat 
der Her'r BunKieskanller die Mehrung ver­
treten, man ihabe in Ge'IlIf schon g,enUJg ver­
handel,t, man solle j etzt recht rasch ZtU einem 
EIlIde lwmmen. 

Sind Sie nicht der AiUlffla'slSlUIllg, Hen Bundes­
mini,ster, daß in der er,sten Runde in Helstinki 
ein Verhand'luwgsmantbat ,an die Gellif.e r Ruoo'e 
gegangen jst, das Ztunächtst einman ausge­
schöpft werden müßte und aU1sgeschöpft wer­
den s'Olllte, ehe man diese zweite �unrle ab­
schHeßt? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminist'er Dr. Bielka-Karltreu: Herr 
A'bgeordneteT! Es heHsch,t fast 'ÖJIILgemeine 
lJbereinstirmmung darüber, daß in den Sch!1uß­
t'exten de-r Korufe.reM, ,aLso bei Urutenzeichnurllg 
der Konferenzergehn;i,Sls e,  dra,s von den Außen­
ministern in Hellsüllki �m JQ]lli 1973 erteilte 
Mandat Zlur Gäruze berücks'ichHgt werden 
soUte, allso erschöpft werden Soo'ltlte,  wie Sie 
selbst gesagt haben. Ob dies.es Mandat schon 
in der zweiten Pba,se zur Gänrze ausgeschöpft 
wirtd oder ein TeH hievOll erst [tIl der d,ri,uen 
Bhase beha:rudelt unld entsldllieden werden soU, 
ist in keiner Weise festgelegt. 

Der Gedanke des Her.:rrn BmrdesilmuIllZllers, 
man müs'se bei ClltlZIU 1alIllg,em Aruda>uern der 
zweiten Phas.e ,in ErwäJgun,g ziehen, ein.ige 
strittig,e Fr,ayen d.er d-rHten Phrase ZlUT Bnt­
scheid'lllI1lg vorz,ubehalten, scheint mir ,aus ver­
schiedenen Gründen slehr real1stisch. 

Erstens : Es ist kein Novum, wie Sie selbst 
wis,sen werden, Berr Albgeordneter, daß bei 
OipfeiLkoIllferen'Zen SbreitlfTtatgen, die ·auf Beam­

teneberue kein'e Löslung f.aruden, etw� Ln Form 
ei'Ill9s "packag,e detail" entschieden und gtelö'st 
werden könrllen. 

Zweitens : Es w.ird v.ielJeicht von einigen 
Teilnehmern einer solchen GipfelJkonfer,eruz 
genadezu als wünsche.nswert angesehen, eine 
w,eite R'eise nicht aUSoschließliich ZUlIIl Uin:ter­
schrei!ben ZlU verwerud'ell , sondern CllUch zu 

e iner entsch eiden/den Verha!D!dluiIllg,sp:has�e bei­
zutragen und letzte Ennschei1dtU,ng,en zu treffen. 

Bei entsprechender VorbereHlUDJg ei·ner s'O'lchen 

Vongal1J�J'slWeise könnte d,as durchaus erfolg­
ver,spremend s'ein. 

Drittens g,lJautbe ich, daß eine solche Vor­

ga'TIlgsweise außerdem ein.er Beendiigturug �'er 

Konferenz fÖI1denHch setin könnte .  Und Ich 

g,la,ube, wir halben ,a]le 'größtes Interes.se daDa'fi, 

daß diese Konfe,renz , die da,s Ziel verfolgt, 

de,r Entspannru:ng z'u di enen, nticht so lange' 

dauert, weH man auf Bearrntene,bene zu keinen 

Entscheidungen gelaIllgen ,kann, sodaß schließ­
lich die Kjoruferenz s'taU der Enhspanruung ZIU 

dienen, neue Spanll'uThgse�emente in der Politik 
zwischen Ost und West henbeifüJh.rt. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordnet'er Dr. Karasek: Herr Bundes­
minister! Ich WiÜnde IhJ1e Auff,assung teHen, 
daß man 'auch in der dJ1itten Phase nlQm etwas 
her,atUsrhOilen ktann, wenn etJw.a ein, zwei, slagen 
wür, drei Probleme übrLgiblieibeu, über die man 
noch keine EiniJ�ruIllg erzi,elt ha1. 

W.ie Sie aber Wii:s'Sen, schaut es j,a in Genf 
derzeit so aus, daß Hunderte ",l{'lammeNIJUs­
drücke" - das sind urugelöslbe FraJg'en, über die 
man sich ruoch nicht eIlldgtÜilti,g ver,shändigt 
hat - in den Texten vorhanden s ind ; viel­
l'eicht s,i,nld es sog-ar über tauseIlId oder zwei­
tausend. Ich weiß das tIlJicht genlau, Herr 
BunldeSlffiini'ster, es sind aber j edenlflallis HUIll­
der,te. 

Nun k,a,nn ich mir nicht vorste1len, diaß man 
es al,s realistisch betrachtet, b eim heutiJgen 
Süa'rud .der . Diruge mehr oder weni'ger in G enf 
ein Ende zu machen UJnd mit tcli es'en völHg 
im UnlV.oUkOlIl1lIlenen s'teckerug'ebHebenen 
'f.exten in die dJ1itte Plhase zu gehen. Es wär'e 
mir sehr wertvOilil , ZlU wi,sSlen, Ob Sie das als 
real.i:sU,sch betrachten würden. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesmini,ster Dr. Bielka-Karltreu: Herr 
Abg·eordneter ! Es i,st j1a ,am Beginn der Beant­
wortung der F,rage von mir ges1agt wonden, 
daß ich a,nnehme, daß d�e zweite Phase noch 
ungefäihr bis J,a1hr,esenlc}ie dtatUern wird. Obwohl 
es durchaus richbilg ,ist, dlaß es noch zlaMreiche 
- es si,nJd über hunldert, es sinJd nächt ülber 
talusenld - , ,:KJI:a'IIhlllleralUsdrüdce",  wie es in 
der KOIllferenz.spr,ache heißt, 91tbt, ist es durch­
arus real],is>Usch annehmen ZI1l können, daß v.ielle 
dieser "KllatIIlIDerausdnü<ke" noch vor Ende des 
JtaJuoßS zu efner Lösl1Il1g fÜJhren könlIlen und 
daß dann nur noch eini.ge schlwerere Brocken 
ü'brigtbleilben, die man allenfalls der dritten 
Phase vOI1behalten wird. 

Ich gllarulbe alliso, daß es durmarus reatllistisch 
ist, ,sich vonzustelleu, daß man dann, wenlIl 
man bis WeihIllachten einen Glioßtei,1 dieser 
IlIoch offenen Fragen einer ein'Vern:ethmHchen 
Lösung zrugefÜthrt 'hat, ·aJmen�aHs IlIoch einige 
schwerw,i,egentdere Punkte d er dliiHen PhalSe 
vODbeh'alten kann. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Anfrage 9: Herr AJbgeordneter 
Dr. Scrimi (FPO) an den Herrn Bundesmini­

ster für Inner,es .  

116. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)10 von 31

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 116. Sitzung - 22. Oktober 1 974 11443 

1686/M 
Wurde auf Ihre Veranlassung hin bereits unter­

sucht, warum bei den zahlreichen Anschlägen 
(Sprengstoff anschläge, Beschädigungen von Orts­
tafeln und Wohnhäusern) , di e sich während der 
letzten Jahre in Kärnten ereignet haben und die 
auf slowenische Extremisten hindeuten, noch in 
keinem einzigen Fall eine Feststellung der Täter 
erfolgt ist? 

Bundesminister für Inneres Rösch: Sehr ge­
ehrter Herr Abg·eordll'eter !  Ich halbe in der 
von Ihnen a,ufig,eworfenen F,page noch keine 
Unters!Uchiuntg ver.anl,aß.t, und zwar deswegen, 
weH die in Ihrer Fm·ge auf,ges-telMen Prämisse, 
dlaß noch in keinem eilllZd'gen F,a;H eine Fest­
stel1ung der Täter erfolgte, nicht ZIlltr,jfft. Es 
Wluroen in dies'en letzten zwei Jahren rund 

50 Am,eigen bei G ericht ersta.ttet, un'Cl ZlWa'r 
gegen be�anillte Täte.r - die gegen unbe­
kannte llas'se ich weg -, und rund 250 Ver­
w,a'll:'ungs,s·trafveflf'afrlren ,geg,en bekannte Täter 
eing·el eitet. 

Es ist ,abe r  richtig, daß die .ÄJuslfiorschullig 
von Tätern nich,t sehr bef,riedi'gend i,s,t, was, 
wie ich gJ,Iaube ,  hallptsächliich da·ratllif zurück­
z,ll!führen ist ,  d'aß l'eider eine Mitwirlmng der 
Bevölkerung ruicht festJstelllba,r ist. Ins/beson­
dere bei SchmiemktJi.onen müs,sen skh die 
Sicherhei,tSlbehörden auf die Mitwirlmng der 
Bevölkerung : Hi,ruweise, Augenzeugen und s'o 
weiter, verlass'en. 

Präsident : Zus a,tzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! SIe haben mit der vorsichtigen Formu­
lierung s'slJher z'U1gegeben, daß die Situation 
unhefr,iedi'gend ist, vor al.Iem U1n:befrdedigend 
für jene viele Hunderte von Betroffenen, deren 
beträchtJlich e r  Sachschaden natü:r'Nch ohne Vor­
liegen eine,r e'inwanldlfreien Uberführurug der 
Täter ni cht wiedengut:gemacht werden kann. 

Nachdem di·e dorEge Sllowenen:fühmung stän­
dig von dem "Tenor" s:pl1icht, unter dem sie 
lebe, sch:eint .gel1a;de Ihre Fe stst e'lilurug , daß die 
Bevölkerung bei der Ausforschru:ng ndcht mit­
wirkt, d.a.s G egenteil zu beweisen. 

Herr BundeSiminister !  Ich frage Si,e: Werden 
Sie diesem Prolhlem in Zulmnft mehr AUJfmeflk­
samkeit zilJJwenden urud a;Ues im Rl(l,hmen Ihrer 
Mögüichkeitoen Stehende unternehmen, um die 
Ausfor,schlung,squot'e zu veI1bessern und. damit 
diesen Extremisten €rudllich einmal dClJS Hiand­
werk 2lU l egen? 

Präsident : Herr Bundesminister. 

BundesministeT Rösm: Herr A:bgeordneter ! 
Ich gl,aiUJbe sClJgen :ml dürfen, daß die Sicher­
heitsibehörden von K ärnten wirkJlich aliles tun, 
wa,s in �hre.r Macht steht. 

Es gäb e ruun eine Möglichkeit, zusätzHche 
Kräf,te nach Kärn·ten z,u kommanJdieren. Ich 
muß albe r  da'flan er.innem :  Als ich das vor 
einem Jlalhr get1an haibe, hat es eine zieonlHd1,e 
Unruhe in der Kärntner B evölkerung gegeben, 
da 's'Ozus,agen aus lander,en Buntdesl'ändoem 
K,r·äfte hi�omma.Jlldiert wurden. 

Ich k'anm nur versichern, daß wir alles, was 
mögHch i st, tun, aber Ohne Mitwirkung der 
BevölkeI1uIlIg ka:UID größere ErfOllge erreid1en 
weroen. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte: 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster ! Wa·s Sie sla'gen, ist zutreffoend. Man muß 
'Dlur f.rCIJg'en:  Aus wellchem Anl,aß Wiurtden diese 
zusätrzJl.ichen Kräfte ahgestclJ.t? - ZUIffi Bei­
spiel, um P,artislanefildelllklIIläler :ml bewachen, 
die OIhne b ehöJ1dl.i che Geneihmi'9Iung ,auf Fr,ietd­
höfen err,ichtet wurden . Da mußten wir Ihnen 
schon e inrrnla'l vorrechnen, mit welmem K'Üsten­
aufwand hier zusätzliche Bewach:unlgsmaß­
Dlcuhmen geset�t wurden. Da's hat Unr,uhe her­
vor.ge,rufen, weil der EindI1uck entsteht, daß 
hier be i b estimmten BehöI1den eine gewisse 
Dirukstamibheit vorlie,q,t. 

Ich darf in diesem z,us'ammen1ha'rug gerade 
auch auf die heutig,e Situation hinweisen, wo 
nach m e i nen Informationen zus tändige Behör­
den in Wien es ahgelehnt haben, dem Wunsch 
nach einem angeforderten Bolizeischutz für die 
Universität Wien zu entsopr·echen. Ich wäre 
Ihnen auch dankbar, ,wenn Sie dieser Sache 
nachlgeh e n  würden, db auch hier Minderheiten 
aHmählich in die Lage kommen, MehiTheit,en zu 

terrorisieren. 

Herr Bundesmini,ster ! Ich darf noch einmall 
fragen : W·enn es so ist, d'aß die Mitwirkung 
der B evölkerung be/i der Ausrfiorsmung . der 
in vielen P,äHen an sieh bekannten TäteT 
fehlt - wor,auf führen Sie di'es e feh\lende 
Bereitscha.ft der Melhrheit,s:bevölkel1ung, hier 
mitzuwirken, zurück? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Darf ich zuerst zu 
dem ersten Frag.enkomplex, den Sie angeführt 
haiben, noch etwas s:agen, Herr Abgeordnet-er. 
Ich glaube,  Sie sind meiner Meinung, daß 
ohne Rücksicht darauf, um welche Ei'gentums­
venhäHnisse es sich handelt, di,e Sicherheits­
behörden natürlich be strebt sein müssen, bei 
allen Dingen den Versuch zu unternehmen, 
zu verhindern, daß das Ei,g.entum beschädigt 
wird. D as wurde also vor einem Jahr ver­
sucht zu machen, weiil es sich um konkret-e 
Obj ekte gehandelt hat. Sie haben ja einige 
ang.eführ.t. Bei Schrnj'eraktionen gibt es keine 
konkreten Objekte, die können pIlötzHch auf­
treten, und Ort und Zeit bestimmt der, der 
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Bundesminister Rösm 
diese Schmieraktion vornimmt. Es ist 
kaum möglich, hier konzentrierte 
wadJIUngen durchrzuffihren. 

daher 
Uber-

Zur zwe.iten Froage , d-ie Sie da'll'l1 gestellt 

haben : Worauf ich es zurückführe : Ich würde 
es nicht auf eine spe�ieHe Si,tuabion in Kärnten 
zur,ückführen, sondern es .ist eine allg,emeine 
Erschei'ruurug in unserer ges'aanten Rep.ubaik, 
d,aß man s-ich smeut, den Sicheriheitsiboo.örrlen 
ge·genlÜber alLs Zeuge oder als Informant aJUf­

zutreten. Im wirbl es nidlt g,eIlade aIrS eine 
Int'eresls'ellosdgkeit bezeichnen, atber doch a'},g 
eine g,erwis'Se Ahstinffil'Z, um überhaupt hier 
Hinweise zu geben. Da's ist genereltl festst€H­
bar, und dias wi.rkt sich hallrt l eider j etrz-t audl 
in Kärnten aus. 

Präsident: Anfrage 1 0 :  Herr .A:bg·eor-dneter 
DT. Smmidt (FPO) an den Herrn Bundesmini­
ster. 

1 688/M 
Welche Gründe waren dafür maßgebend, das 

Transitlager für jüdische Auswanderer in den 
dichtbesiedelten Wiener Gemeindebezirk Simme­
ring zu verlegen? 

Präsident: BiUe, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösm: Sehr geehrter Herr 
Abg'eordnet,erl Nach dem Beschluß der Bundes­
I'etg,ierung vom 28. September 1 973, deliS unter 
VeIlWalltrurug der J ewi,s/h Agency s1·e'hend.e 
Lag,er Schönau ru schJl:ießen, war es die Auf­
g,albe der SidlerheitSibehörrlen, einen anderen 
Weg zu finden, da die Bundesregierung }a 
gleiChzeitiJg besch:lossen hat, da·ß die Durch­
reise der j:üldi sdlen �anten aus der 
Sowjetrunrion nach wie vor gewäJh:r1l,eis,tet sein 
sOIM, aoJ.'lreroirug,s besdträ,rukt auf eine Aufenil­
haltsda,uer, womöglich nur von maximal 
24 St'lll1Jd en. 

Wir halben dann, wie Sie j a wi'Slsen, sehr 
viel heDU'ffiIgesucht unJd ha,ben schJIießlich eirue 
Nob1ö's'urug in der :KiaseI'IlJe Wö:lllersdorf gefun­
den. Auf Gr,und eines Res·sortübereinikommerus 
mit dem BunldeSllIl'inis1oeI1ium für Landesrvertei­
digung mußte di ese KaseIinre am 3 1 .  8. 1 974 
dem Bunldesheer Z1uflÜckyegeiben werden, w eriJ 
da,s Bundesheer ,sehbst diese Kaserne ge­
braucht hat. 

Wir haben alSIQ dann weiter verslUcht fesot­
Zlustel}oleu, wo es einen PJ.abz dafür g,ibt. Die 
Schwierigkeit für WöUersdoI1f war die, daß 
die Tr,anspor-bwege - und die Tr,anrspor,twege 
sind die Weg·e, die, wenn übeIlhaupt ein 
Risiklo i,st, am meisten von einern Risliko be­
troffen sind - rund 1 35 km betragen haoben. 
Wir halben die MarmfeldschlöSlser überprüft, 
ob dies'e geeignet sind, Wlir halben im Raum 
Sdlrwecha't, Fis mamenld , Mari,a Lanzendorf, Bad 

_Deutsch-Altelllburg, Traiskirchen, Wi:enell' Neu-

dorf, Üiberabl versuCht festzustetl,len, ob es d'or,t 
irgendwo ein.en Platz gilbt, der günstiger lie,gt 
und d er die Möglichk'e.it bietet, die Transpor-t­
wege Z'U verkürzen . Bei dieser Suche bot sich 

dann Anf.ang des Jaohres da,s ehema'Lige IGost€r 
in Ka1serebeI'lsdo:rf an, und desrw'egen ist diese 
Stat'ion dorthin vedegt worden. Al1le,  d-ie im 
Sich·erheitSlappa,rat tätig sirud, sind der Me.i­
nurug, daß eine Gefäh,rdJurllig der BevÖ'lke ruI19 
kfau'lll gegeben ist. 

Präsident: Zusatmra.ge. Bitte . 

Abgeordneter Dr. Schmidt: Sehr geehrter 
Herr Bundesministerl Es ist aber doch bekiaullit 
aillS den EI1f.alluurugen der Ver,g.angelliheit, daß 
s·o ein Tra:ThSitlrager rur jüdische Ausrwra·ruderer 
aus der Sowj etunion einen neuPall'g,ischen 
P,unkt für die ail1hgeme.irue Sicherheit darstellt. 
Noch darml, wenn ein salmes Lager in aller­
nächster Nähe von Wohnbauten und Kiruder­
gär,ten instJa'II!ri·ert is,t. Ich möch,te fr,agen : Wäre 
es nich,t besser gewesen, vor der Insba,Mieru'Il9 
dieSles Lager-s die politische Vertretung der 
W,iener Bevölkerung oder rumirudest der Be­
völkerurug des 1 1 . Bezirkes 2iU konwltieren 
oder sie rumirudest :DU iruformieren? 

Präsident: Herr BUl1ldesminister. 

Bund'esminist'er Rösch: Herr Abg,eordneterl 
Ich daN v,ie.lileicht dom .noch ·ei'ruma!l sagen, 
wei,l ' d'a,s, wie ich g1:aube, auch notwendig ist 
frür die öffentliche IrnformaLiton : Bs hantde!lt s'ich 

um k€in Lager. Unter dem Begriff "Lager" 
stellU man sich .nämllidl vor, daß die Leute 
Lärugere Zeit dort siro. Es ist t'atsächlich nur 
eine TraollisitSItJaNon. 

Zweitens : W.ir halben weite,r überprüft, S'O­
weit es uns mÖighich war, auch :mit Hülfe von 
ausländischen Vertreburugen, ob überhaJUpt 
j eIDa'ls ügendwo eine Rot-Kreuz-Sbation ange­
griffen od.er bedroht 'g·ewesen ist. Es hat sich er­
g,eben, daß d a s  nIcht der Fall war. Es waren 
also die Transportrwe'ge unter Umständen ein 
gewisses Ris.iko, aber nidlt die Station selbst. 

Und 'Zur dritten Fmge : W,1r ha:ben ver,wcht 
- -ich zuminderStens -, die BevÖlI'kerurug be­
ziehu11lgoSWei'se die poIi,tischen Vertretungen 
davon rechtzeiti'g zu .illlfomni eren IUnd ihnen 
mitzrUteiJen, waoS dort 'gesch,ieht. Man ha't viel­
l.eicht 'bei dieser In:formation .doch die Reak­
tion, die emoNoneHe Reaktion der dort woh­
neruden Bevölrkeru'ng unterschätzt uDid driese 
Infomnation nicht in d'em notwen'<ligen Aus­
maß durmgerohrt . Da g·ebe ich Ihnen recht. 

Präsident: Eine weüere Frrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Smmidt: Herr Bund'es­

minister! Dem Vernehmen na·ch s'Ol,1 der 

Wiener Büng,ermeister Ihnen nun fünf a-rud,ere 
Plätze alls Alternativvorsch!läge ,angeboten 
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Dr. Sdunldt 
haben. Werden Sie Ihren Einfluß alUif das Rot-e 
Kreuz .geltend machen, daß einer d.ieser P,lätze 
akzeptiert wli 00 , und. <W\änn wird tdIa-s gege­
benenlfalHs :sein? 

Präsident : Herr IMinist,er. 

IBundesminister Rösm: Es ist riChtig, daß 
die Stadtgemeinde Wien -einige solche Plätze 
angebot-en Ihat. Die Generaldirektion für di-e 
öffentlim·e Simel'heit hat auCh bereits die 
Stellungnahme dazu aJbgege'ben. Danam käme 
wa'hrsmeiIllIim ein Platz dafiiir in Frage , aller­
ding·s erst nam sehr weitg·ehenden Umadap­
t,ierungen für diese Zw·ecke ; es müss'en Ja 
Z'Usätzlime Instal}1ationen und aH·es möglime 
durmy,eführt werden. Ich bin daher leid'er nicht 
in der Lage :zu sa.gen, wann das ist, aber die 
Gespräm·e mit der Stadtgemeinde Wien wer­
den in dieser Frage weit,ergetführt. 

Präsident: Die 60 M,inuten der Frag·estunde 
sind ·abgelaufen. Die jetzt nim�t melhr zum 
Aufruf gel:angtJen Anfra'9,en werode im am Be­
ginn ,der nächsten Fragestunde zum Aufruf 
bringen. 

Im begrüße respekwoll den in unserer 
Mitte erschienenen Herrn Bundespräsidenten. 
(Allgemeiner Beifall.) 

Im l'asse hi,erüber aibst!immen und bitte jene 
Damen und , Heuen, die dem Antrag des Ab­
geordneten Robert WeiSIZ Lhre ZustimmWllg 
geben, sich von den Sitzen zu evheben. - Der 
Antrag ist einstimmig angenommen. 

Di'e <übrigen vom Smriftf>ührer verlesenen 
Reg.ierungsvorlagen lWerde ·im gemäß § 41  
kbs. 4 der Geschäftsordnung in der nächsten 
Sitzung zuweisen. 

Die in der -letzten Sitzung eingebraChten 
Anträge weis1e iCh zf\1 wie folgt : 

Antrag 121/A der Abgeordneten Dr. Kohll­
rna-ier und Genossen betreffend aufk1ärunglS­
bedüI1ftige VOIigänge um den Osterreimismen 
Rundfunk gemäß § 33 Gesmäftsordnung des 
Nationalrates dem Verf,asSlUngsaussmuß j 

Antr,ay 128/A der Abgeordneten Melter und 
Genossen betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem die Tam11ieilibe ihilfen im Monat Dezem­
ber 1914 erhöht werden, dem Finanz- und Bud­
getausschuß. 

Ferner weise ich den Berimt des Bundes­
minis'ters für Justiz über bedingte Entlas'suIlig 
von Straf·gefangenen aus der Stra1iha.ft ( 12 .  uilid 
13. BerichtsperiO'de) (IlI-153 der BeHagen) dem 
lustizaussmuß zu. 

Die in der letzten Sibzung als eing'ebracht 
Einlauf und Zuweisungen bekanntg·eg.ebenen Reg.ierung,svorlagen weise 

Präsident: Idl ersuche den SChriftführer, im zu wie fallgt : 

Herrn Abgeordneten rOr. Fiedler, um die VeT- d.em Bautenaussmuß: 
lesung des Einlaufes. 

Schrif.tf.ührer Dr. Fiedler: Von der Bunde·s­
regierung sind folgende Regierungsvor.lagen 
eingelangt: 

Bundesfinamge's-etlZ für das JaJhr 1975 (1 285 
und Zu 1285 der Be11agen) ; 

Bundesges'et�, mit dem eine Verwaltungs­
akademie des Bundes errichtet wird (Verwal­
tungsakademiegesetz) ( 1295 der BeHag·en) i 

Ergän71ung des Anhanges I und Neufassung 
des Anhanges II zum Ubereinkommen über 
die ge.genseitige Anerkennunrg von Besmuß­
z,eidlen für Handfeuerwaffen (1200 der Bei­
lagen) ; 

. 

dem Justizaussch'Uß : 

UbereiIllkommen über die Zuständigkeit der 
Behörden und das aIlJZUlWend'ende Remt ,auf 
dem Gebiet des Sdmtzes von MinderjäJhrig,en 
samt VOl1behaIt der Republik OsteneiCh ( 1210 
der  BeiJ'agen) und 

Protokoll zum Konsularvertrag zwismen 
d-er RepubMk Osterre-im und der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken vom 28. Fe­
bruar 1959 (1298 .d·er Beilagen) ; 

Ubereinkommen über das auf Straßenver­
ke'hrsunfäUe anzuwendende ReCht (1215 der 

über 
Beilagen) j 

Bundes.ges,etz über den Ber.gtbau und 
die Änderung der Gewerbeordnung 
(Herlg.gesetz 1914) ( 1 303 der Beilagen) j 

1 973 dem Ha:Ilrdelsausschuß : 

Bundesgesetz über das Studium der Remts­
wissensm;aften (1 304 ider Beilagen) . 

Präsident: Danke. 

Hinsimtlim des BUilidesfinanzgesetzes f,ür 
das Jahr 1 915 (1 285 und Zu 1285 der Bei­
lagen) ,li e.g t ein A n  t r .a g des Herrn Abge­
ordneten Robert We,isq; vor, dieses in erste 
Lesung zu nehmen. 

Protokolle über die VerIängemng des 
UbereiIllkommens betreffend Weiz-enhandel 
und des U!bereinkommens bet.reffend Nah­
rung!smittel:hilfe, di'e das Internationale Wei­
zenübereinkommen 1 91 1 .  bilden (1267 der -Bei­
lag,en) , und 

Abkommen 71wischen der Republik Ost-er­
reich und der Fran'ZösLschen Republik ü'ber 
den SChutz von Herkunf,ts'angaben, Ursprungs-
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Präsident 
bezeichnung en und B enennungen l andwirt­
scha1ftHcher und ,g'eweI1blicher Erzeugnis·se samt 
Protokoll ( 1 277 der Beilagen) ; 

dem Finanz- und Budg'8tausschuß : 

Bundesgesetz hetr·effend die Ubemahme der 
Bundes:hatftung f,ür Anle ihen , Darlehen und 
s'O'I1stige Kred'it.e der Elin-Uni on Aktiengesell­
schaft für elektrische Indlushie ( 1268 der Bei­
lagen) , 

Bundesges'etz betreffend die Veräußerullig 
bundes·eig·eneT Anteile an der Oberösterre,i­
chischen Kühlhaus AktJi.enges.ellschaft, Linz 
(1 2708 der Beilagen) , 

.Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der 
BUIl'deshaftung für eine Konversionsanleihe 
der Osterreichisch·en Ele:ktrizitätswir>tschafts­
Aktiengeseill schaft (Verbundgeseillschaft) und 
der Sonder.g.esellschaften (Energie-Konyer­

s,ionsanleihegese1Jz 1 974) ( 1 279 der Be�lagen) , 

dem Verfas,sungsau5sdmß: 

Bunrles'gesetz, mit d em d'as St·rafr.egisterge­

s etz 1968 :geänldert wiro (Str.afr.eg,istergesetz­
novene 1 914) ( 1 210 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Bundesgesetz 
über die AufenthaltsbeT'echtigung von FIlücht­
ling,en im Sinne der Konvention über di'e 
Rechtsstellung der Flüchtlinge geändert wird 
(1281 der Be�l,ag,en) und 

Bundesg.esetrz, mH dem das Bundesgesetz 
über die Aufgaben und die Einrimtung d e s  
Osteneichischen Rundfunks g,eändert wird 
( 1 3 1 6  der BeHalgen) i 

dem Unterrichtsaussdmß : 

Bundesgesetz ülber die Errichtung eines 
Fonds "Usterreichische Bundestheater" (Bun­
destheatergesebz) ( 1 21 1  der Beilagen) ; 

dem VerkeIhrsausschuß : 

Bundesgesetz, mit dem das Bundes'gesetz UbereinkOlIllIDen Z1ur Erl eichterung des Inter-
vom 9. Juli 1969, BGBL NI. 298, mit dem nationalen Seeverkehrs .samt Anlage ( 1 212 der 
Maßnahmen zur Verbesserung der Besitz- B eilagen) UThd 
struktur bäuerlich,er IBetriebe g,efördert wer-

Ubereinkom.men üfb er die ZlWischenstaat-den, g·eändert wil1d (1280 der BeHagen) , 
liche Beratende S eeschif.fahrt\s-Or.g,alllisation 

Bundesgesetz, mit dem die Bundesabgaben- ( 1 273 der Beilagen) i 
ordnung geänder,t wird ( 1 299 der Beil ag·en) , dem Ausschuß fiür G esundheit und Umwelt-

Bundesgesetz , mit .dem oos Ne'bengEfuÜlhren­
zulagengesetz geän'dert rwird (2. Nebengebülh­
renzulag,engesetz-Nov:eHe) (1 300 der Beila­
gen) , und 

Bundesgesetz Ülber die Ver äußerung von 
unbeweglichem Bundesrv,ermögen ( 1 301 der 
BeHagen) ; 

dem Ausschuß für Land- und ForstJwirt-

s chaft :  

Abkommen zwischen der Repub.liik Oster­
reich und den Vereinigten Mexikanischen 
Sta'aten über .dLe ErrichtuIlJg e iner Fachsdmle 
für Forsttechnik in den Vereinigten Mexiika­
nischen Staaten (1 269 der B eHa,g,en) , 

iBund esgesetz über was serwirtsch!aftliche 
BundesanstaLten ( 1 293 der Beilagen) . 

Abkommen 'Zlwischen der Republik Oster­
reich und der Republik Tunesien über die 
Technische Zrusarnmenarbeit auf dem Gelbiete 
der Tierzucht (genetische Verbesserung durch 

Lieferung von Zuchtst'i'eren) (1 296 der Bei­
lagen) und 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
r·eich und der Repulblik Tunesien über die 
Tedmisch,e ZusammenaIibeit auf dem Gebiete 
der Tierzucht (genetisc.he Verbes,serung durch 
Lieferung von weiblichen Zuchtrindern) (1291 
der Beilag,en) i 

schutz : 

Internationales Ubere-inkommen zur Ver­
hütung der Verschmutzung der See durch 01, 
vom 12. Mai 1 954, in der Fassung der Ände­
rung·en vom 1 1 .  Apr>i.I 1 962 s,amt Anlagen A 
und B ( 1 214 der HeHa.gen) und 

Bundesgesetz über die saniotätJspolizeiliche 
Grenzkontr.oiHe (1 294 der Bei,lagen) ; 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

ZuS'atzabkommen zum Abkommen vorn 
12. Oktober 1 966 ZlWischen .der Republik Oster­
reim und der Türkischen Republik über 
Sozialle S ichertheit ( 1 216 der Beilagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Allg·emeine 
Sozialversicherung.s,gesetz g:eändert wird 
(3 1 .  Novelle lZum AlLgemeinen Sozialv.ersiche-
rUlligsgesetz) (1 286 der BeHa.gen) , 

. 

Bundesg'esetz, mit d.em das Gewerb.liche 
Sel'bständigen-rPensions'versicherunlgs.gesetz 

geändert wird (23. NCJlVöellle zum Gewerblichen 
Selbständi,g·en-Pensionsversimellungsges·etz 

( 1287 ·der Seillagen) , 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern.J>oen­
sionsversicherungsg·esetz geändert wird 
(4. Novelle 'ZUm Bauern ... P.ensiollisversiche­
rungsgesetz) (1 288 der BeHagen) , 

Bundesg,eset:z , mit dem das Bauern-Kran­
kenversicherungsgesebz ,geändert wird (8. No-
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Präsident 

velle zum Bauern-Krank.enversich erungsge­
setz) (1 289 der BeHagen) , 

Bundesgesetz,  mit dem das Gewerbliche 
Selhs tändig en -Kr ankenrversicherungsgesetz 

geändert wird (4. NoV'elle zum G ewerblichen 

Selbständigen-Krankenversicherungs.gesetz 
1 97 1 )  (1290 der Bei'lagen) , 

Bundesg,esetz, mit dem das Beamten-Kran­
ken- und Unfallversidlerungs-gesetz geändert 
wird (5. Nov-ellle zum Beamten-.Kranken- und 
UnfCiJlJlversi cherun gsg,esebz) (1 291 der Bei­
la.gen) 'lind 

Bundes g-es.etz, mit dem das Notarversidle­

rung-sgesetz 1 972 geändert wird (Novelle zum 
Notarversicherungsgesetz 1972) (1 292 der Bei­
la-gen) ; 

dem Ausschuß für Iwirtscha,ftlime Integra­

tion : 

Bundesgesetz, mit dem das EG-Abkommen­
DurchfühTungsgesetz geändert wird ( 1 .  HG­
Aibkommen -Durch:führungsg-es'etz-N O'veUe) 
( 1 282 der Beilagen) , und 

Präsident: Wir Ig.ehen nun in die Ta-gesord­

nung ein, deren einziger Punkt ,lautet: Erklä­
rung d-es Bundesmirristers fiür Finanrzen zur 

RegierungsvoI"l-age .betreffend das Bund·es­
finanzg,esetz für das Jaihr 1 975. 

Ich erteile ·dem Herrn Bundesminister das 
Wort. 

Bundesminister für Finallizen Dr. Androsch: 
Herr Präsident ! Hohes Haus ! Mit dem Bundes­
voranschlag 1 975 unt!erbreiten w i r  dem H ohen 
Haus das fünfte Budget seit 1 970. Es 'Wurde , 
wie die vier vorang-egangenen Budgets, zeit­
gereCht und ohne die früher üb'li chen Aus-ein­
andersetzungen - Regierung-skrachs, Pauken­
schläge, Budg-etkrisen und sogar zurückg,€­
drehte Budgetuhren - erstellt. (Zwischenruf 
des Abg. G I  a s e  r. - Abg. M i t t e  r e r: So 
zu beginnen ist schon richUgf) 

ANein diese Entwicklung markiert die in 
der Budgetpolitik seit 1 970 eingetretene 
Wende. VoraussetZlUn-g dafür war das Ver­
ständnis und die Kooperation meiner Regie­
rungskollegen ebenso wie die sachkundig-e 
Vorbereitung durch die Beamten. Für beides 
möchte ich aufrichtig 'danken. (Beifall bei der 
SPO.) 

Bundesgesetz , mit -dem ,das EFTA-Durchf'Üh­
rungsgesetz 1973 g.eändert wird ( 1 .  EFT A­
Durchlführungsgesetrz-Novelle) (1283 der Bei­
.lagen) ; 

In dieser Zeitspanne konnte das Budg,et 
konsolidiert ;werden. (Ruf bei der OVP: Wo 

dem Arusschuß für Wissensdlafit und For- denn?) Die Staa1tsfinanrzen s ind in OrdnlUng. 
schung : (Ironische Heiterkeit bei der O VP.) 

Bundesgesetz,  mit 'dem das Bundesgesetz 
iilber sozial- und wir.tschafts:wissensmaftliche 
Studienrichtungen geändert wird (1 302 der 
Beilagen) . 

Ankündigung einer dringlichen Anfrage 

Präsident: Es i st mir ·g-emäß § 73 der Ge­
schäftsordnung der VorschJlag zugekommen, 
über den Gegenstand der in de r heutigen 

Sit:zung eingebra-chten A-nfrage der Abgeord­
neten Stauding'er und Genossen an den Herrn 
Bundesminister für FiIlranrz:en betreffend zu­
nehmende BudJg-etrveTsCbJleierung vor Eing,ang 

in ,di,e Tagesordnung ·eine Debatte 'abrzutühren. 
Das bedeutet, dieSe Anfrage a'ls dringlich zu 
behandeln. Da dieser Dringlichkeitsantrag von 
20 J\ib9'eordne:ten lunterstützt ist, is t  ihm ohne 
weiteres s tattzugeben. 

Gemäß § 73 Abs. 2 ,zweiter Satz der Ge­

schäftsordnung werde iCh jedoch die Behand­
lung dieser dringlichen Anfrage ·an den SchJuß 
der Sitzung verleg'en. 

Erklärung des Bundesministers für Finanzen 
zur Regierungsvorlage betreffend das Bundes­
finanzgesetz für das Jahr 1975 (1285 und Zu 

1285 der Beilagen) 

Ein i'ge Beispiele mögen dies unterstrekhen : 

Die Budgetaus,gaben sind mit 97,9 .Proz'ent 
geringer -gewachsen a:ls das B ruttonational­
produkt, d,a-s um 1 1 2,9 Prozent zugenommen 

hat. 

Der Anteil der Budgetaus.gaben . am Brutto­

nationalprodukt ist von 27,4 Prozent auf 
26, 1  Prozent zurückgegangen. 

In g,leiCher Weise nückUilufig ist der Anteil 

des Defizifs am Bruttonationalprodlllkt. Betrug 

er im Schnitt der Jahre 1 966 Ibis 1 969 noch 

2 ,3 IProzent, so wurde er im Durchschnitt der 

Jahre 1 970 bis  1 975 auf 2,0 Prozent zurück­

geführt. 

Die HaushalUS'Cl.bgänge erreichten in der Zeit 

von 1 966 ;bis 1 969 ,gemessen an den Gesamt­

ausg,aben im Schnitt B,2 Pr-ozent, wobei in den 

Jahren 1 967 und 1 968 mit einem Ante,ill von 

9,B Prozent innerhalb der letzten zehn J'ahre 

ein absoluter Höchstwert -eneicht worden war. 

Seit 1 969 konnte ·dieser Anteil kontinuierlich 
verringert werden; ,er heträgt voraussichtliCh 
7,2 Prozent im Jahre 1 974 und steigt trotz 
beträchtlicher Einnalhmenaus!fälle auf nur 
B,9 Proz'ent im J ahr 1 975. Im Schnitt der Jahre 
1970 b is 1 975 beträ9't dieser Anteil jedenfalls 

nur 7,5 Prozent. 
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Bundesminister Dr. Androsdl 

Bei einer Nettokredit.aufnahme, das heißt 
Kreditaufnahme vermindeI'lt um THgunogen , 

von 1 5,7 MHliarden Schillling wurden vom 
Bund ,in den Jahren 1 970 bis 1 974 Investitionen 
in der Höhe von 67,9 M�lliarden SchLlling g-e­
tätigt, das heißt zusätzliches Vermögen in 
diesem Ausmaß geschaffen. (Abg. Doktor 
S c  r i n z i: Beim ORF . . . I) Der .auß.erondent­
lidl hohe Se�bstfinaTIlzierungsgrad der B1l!Ildes­
investitionen woird daldrurch eirudrucks'V1dlll un­
ters'trichen. 

Der Aolltoeti'l der FiIlJan.:zS'chuld ,am IBrutto­
natiQnMprodukt kOIlJIlte -Slokhemnaßen elben­
f.aJ1Ls von 1 3, 1  Prozent lam 1 0, 1  Prorze-rut ver­
ringert werden. 

Mit einer Staiatssdrulld von runJd 8000 S pro 
KJopf g:elhÖort Osterr-eich mit der SchJweiz und 
der Bundesr,epublik Deutschil1anwl zu den dies­
bezüglich am geI'liIllglSten versdwlldetoen Län­
dern . 

Meine Damen und H-erren l Die BudgetpoH­
Hk ist ebenso SpiegelJbilld .der Wirtsma.ftilichen 
EntwiduluIllg,  wie sie ih,rerseits nlicht ,uneI1heb­
Hch diese Entwid<:'lullg -beeinflußt. (Ruf: Nega­
tiv!) Entgegen den -in gleichfömniger Regel­
mäß'Lgkeit - tai\lJS welch-en :Motiven, Herr Ab­
geoI1dneter, immer - wiederholten düsteren 
Prognosen und VeI'ls<uchen Ider Verunsicherung 
blicken wir in unserem LaOJd ,alUlf fünf J,ahre 
uI1l9'ebrochene.r HomkoOlju'DIktur zurück. [<Bei­
fall bei der SPO. - Zwischenruf des Abge­
ordneten 0 f e n b ö e  k.) 

mit unserer LeismmJgis- und Za!h:1uOJgsbi,l'anz 
unters-t.re,icht d1ie Richtigkeit dieser Entschei­
dungen. 

Die Sp-areirulagen betragen 2 1 6  Millia.rden 
SchiLli.ng 'g'eg-enriiber 1 1 3 MilIUa'rden Schi:lHI1I9' 
Ende 1 969. 

AlUf ein.en ein,f'a·ch-en Nenner gebr,ach:t heißt 
dies la'Nes : 

Wir blaben uns in diesen Jahren viel er­
ar.beitet. Ostel'reich ist moderner und lei­
s,tungsfähig_er geworden . Jeder von 'UTIIS konnte 
se-inen Lebensstantda1nd vel1bess'em. Wir a;He 
kö:nnen 'Uns heute mehr .I'eisten. Das Wohll­
srtJand'sgefä!He geg=eIllÜfber vielen: Inldustrie­
staaten konn.te deublich ,abgebaut weroen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Das, meine Damen uOJd Herren, .ist da,s Er­
geb.n'is des Fl,eißes und der AnstreIllgullgen 
der Menschen ,in unserem Lande. Dies sei mit 
großer Aner,k..enIlluOJg ,festgestelJIt. (Neuer lieher 
Beifall bei der SPO.) 

Es ist dies ,alber :auch ,ein EDgebnis der poli­
tischen Stabi�lität IUnd des sozilaien Rriedens 
in Osterre'ich . 

Die Wir,t,smaoftspoiJIitik der ßunKlesreg.i emmg 
hat da'Z'U wes-en.toliche Vor-ausset'ZlUiligen ge­
sch'affen, die WlirtsmaHspartner haben dJurch 
ihre ZUSlaJIllmena-rb eit und durch ihre Koop era­
tion mit der BundeS/regierung dCllZu nachhaoJtig 
beigetragen. 

In diesem ZeitIla/UiIIl haben wir Vo.�Ilbeschäf-
WeM gut ·gewktsdltl!ftet wurd-e, konnte eine 

tiJgunlg und mit rund 2,7 Millilioll'en 'Zul-etlZ,t eine Füil.le von Re�oIlIIlen durchlg'eführt !Und konnten 

Rekordbeschä.ftigung erreicht. 
GemeinlSchaftlSleis'bungen wesentJHch ,a,uSlge.baut 
werden : 

·Mit einem ·1ieallen Wirtsma.f.tswamstum von 
durmsch,nittHch mehr 'CI.'ls 6 Prozent J,ieg'en wir 
im Sp·itlZenfeld oder Industriesta,aten. 

Das Ausmaß de.r -Preissteigerung-en - so 
hoch es �ür UIllS ist u..Illd sowenig w.ir bereit 
s'ind, es tateIlJI,os 'h!ioounehmen - ,i,st g·el1inger 
als in den metisten anderen Ländern und 
InKiustriest,aat'en der westlichen Welt. Dies 
haben wir eneicht, OIhn,e uns aul( das fI'lag­
würdi,ge Experiment der Rezession ,einlllUlla.:s­
sen. 

Die EiIllkOIIllmen ,sind rascher gestiegen a1s 
je .in einenn verg.IeichJbaren Zeitraum. Wir 
konmten d,alher unsere KODiSoUlffi'atuSlQiatben real 
ebenso ,ausrweit-ello, wie w.i'r unsere In,vesH­
tionsquote beträchtll-ich eI1hÖlht haben. 

Osterreich verffigt über hohe Währungs­
reserven. Der SdlJiJllin:g wurde dremal aufge­
wertet und zäihlt heute zou den härte.sten Wäh­
Jlung.en der Welt. Die Enbwickllung unseres 
Außenhand.els, Herr Genel'allsekretär, und da-

Im Kampf gegen die AnIOJUt ihiaben wir be­
träch:t!liche EnfoLge e�ie:lt. Dem Ziel der Chan­
cengJeichheit im BilJdungslbereich sind wir 
einen Ig'ewaltigen Schritt näher gekOlIIlIIlen. Im 
Kamp.f .gegen das Sterben VIOr der Zeit w,aren 

wir erfolgreich. Um�allJgreiche Maßnahmen ZlUr 
EI1ha1tung der QuaUtät unserer Umwelt wur­

den ges-etzt. Die Venkehrseinrichtungen 'UM 
VerkehI1Swege konnten zügig ,auSigeball't wer­
den. Die innere ll'nJd äußere Sidlerheit luonseres 
Landes wurde gefe-sti.gt. (Beifall bei der SPO.) 

InnerhallJb der letzten zwölf Monate , Hohes 
HCllUos , s'ind in der Welt tie�rei,fende Verände­
rung,en eingetreten. Sie Wlurden ausgelöst 
drurdl d,ie eXpilosion,s-artJige Emölh!ung des 01-
preises, ;alber :alUch der Pre'is-e viel'er Rohstoffe 
und Nalhrung,smittel. AHein die Vervier­
f,amullJg des Olpreises innerhal�b der 'Jetrzt-en 
zwöLf Monate 'bringt eine Umsch,ich,tung finan­
zieller M'i.ttel von 60 bis 80 MiHiarden Dollar 
im J,a.nr 1 974 von den öHmportier.enden zu den 
ölexportiereOJden Ländern . Dieser Betr,ag ent-
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spricht etwa '<lern Zweif,achen des österreidti- Preisprognosen li,egen noch nicht vor, doch 
schen BI1U'ttoIllaHonlilllproowkts 1m he1l'r·igen wird die Teuerungsrate im aHgemeinen kau.m 
Jahr. um mehr als 1 Prozent bis 1 1/2 Prozent g·esenkt 

Die Welt i,st dadurch eine andere geworden. 
Zw,ar ist Oll gellJUJg zu eI1h a'l.ten, jedoch ist die 
Olorechnunlg der Industriestaate,n, und noch 
mehr jene der sogenannten Vierten Welt, 
offen. Bedeutet dies foür die einen aUenf.aUs 
Ei nschränklUnJgen , so i'st bei den anderen die 
Exi stenz VlQn Milllionen Mensrnen bedrOht. 

Die tiefg,reifenden Verändellurugen halben 
da·s Wirtsma,f,tSlgeschelhen 'in !den ,we,stllichen 
Industriesba,aten empfindlich gestört: 

Der Prei,saJUftrieb . hat sidl weltweit ver­
stärkt. Die VeI1b�aJUcherpreise werden in !den 
OECD·Lärudern 1 975 - bei stäl1�eren länder­
we isen Albwe.jmul1iQen - dlUrch,schnlittlich um 
1 3  Prozent ,steig,en, nach 1,7 PfOlZent im J,alhr 
1 973, 

Da,s Wtirbsch,ClIft'swamstrum hat stirn merklich 
ve rlangs·amt , und die Arbeitsloüsig,k'eit ist g'e­
stiegen. In der OECD insges,amt und in den 
europäisch,en OECD-StilJaten wird das rea.le 
Brutbonoationa:lpoI"ooulkt 'nach einer Wa'mstums­
flate von 6 PrO!Zent -im Jlahr 1 913 1 914 nUT um 

2 P,mzent wachsen. Die Arbeits'ltoSiigikeit über­
trifft !in vielen Ländern jene der Re·zession von 
1 961/68. 

Die Zahlungsbi,lanzen der Industrieländer 
halben sich merklich verschlechtert. Das Defizit 
in laufender Rechnung woird 1 974 auf 50 Mil­
li arden Do�lar geschätzt. Die Ungleichgewichte 
der ZahlungsbHana:en sowie die korrigieren­
den mo netären Restriktionsmaßnahmen setzen 
das Geld- und Kreditsyst'em einer ernsten 
B ela'stungspTobe aus. 

Die Einkommens- und damit Wohlstands­
versch,iebungen .Jass en einen verschärften 
Kampf um die Verteilung der Sozialprodukte 
befürchten. 

Das Ausmaß der von '<ler Alußenwirtschaft 
kommenden Störung und die Fähigkeit, sie 
zu bewältig'en, unterscheiden sich von Land 
zu Land. In einzelnen Industrieländern nähert 
sich die Teuerul1!gsrate 20 Prozent oder hat 
diese Manke Ibereits überschritten ; nicht selten 
werden diese enormen Teuerungen von Zaoh­
lung,sbilan�krisen tbegleitet. 

werden können. 

Im Geg·ensatz zu den meisten anderen Indu­
striestaaten befindet sich Osterreich ,in e iner 
viel günstigeren Lag,e :  

Eiogene Erdöl- und Erdgasvorräte und die 
vorhandene Wass,erenergie ermög.lichen e inen 
relativ hohen Antei,l der Energ.i-eversorgung 
aus ei,gener Kraft. Damit ist eine g.er,in gere 
Importnotrwen'<ligkei t verbunden. 

Di'e Teue rungsrate wird im Durchschnitt 
1 914 ·etwas unter 1 0  Pr.ozent bl,eiben. Oster­
reich liegt damit weitenhin im unteren Droittell 
der westlichen " InflaHonsgemeinschaft·'.  

Das Wirtscha,ftswachstum wird 1 974 5 Pro­
zent erreichen. Prodluktionskapa'Zitäten und 
ArbeitskräJfbeangebot sind voll ausgelastet. 

Di.e Wütsch;aft fährt noch "VoLlgas",  wenn­
gleich sich in einzelnen Sparten eine Ent­
sp.annung abzeichnet. 

Die Verschlernterung d,er Zahlungsbil anrz 
ist g,erinyer als erwar,tet unrl wirH angesichts 
der r·eichJlichen Devisenreserven zunächst 
keine besonderen Probleme auf. 

Diese günstige Ausgangslage .berechtigt 
e'bensowenig zu Hlusionen und selbstge,fälliger 
T'atenlosigkeit, wi,e aUeJidings auch ständiges 
Krisengerede und Panilkmarnerei ke ine Hilfe 
bringen und daher ganz sirn·erlim die f.alsche 
Reakti-on sind. (Zustimmung bei der SPO.) 

Vielmehr mÜSosen a,uf Grund ruüchterner ,und 
r:eaJ.i.stisch'er Einsmäwu'Illg der SitiUlaHon di e 
nObwendig,en Entscheid\ung,en getroffen IUnd die 
geeig,noeten Maßnahmen g es etzt werden. D enn 
nur auf '<liese Wehse wird es möglich ,s·ein, die 
Chancen, die sich ,aus der '9ünstigen Aus­
g,angslalge erg.eben, für uIlISer Land zru nutrzen. 

An vordersol'er Ste�le heißt dies, .die St'abili­
sjeliullJg'SlbemüJhungen forblus·etzen. Es muß 
unser Ziel sein, im J,alhr 1915 unter der pro­
gnlQsH�ierten Teueflung.snate und firn internatio­
na'len Vergleich j edenflCl!lls wie bisher im 
untersten Drittel ZiU blei.ben. (Beifall bei der 
SPO.) 

Die Schwierigkeiten da·bei sind groß. Rund 

Uber di·e weltwirtsdrafHiche Entwicklung zwei Drittel unserer Preissteigerungen im 

des Ja1hres 1 915 bestehen 7Iumeit nur sehr heuri'gen Jahr .gehen .amein auf die weltwei,te 

b e iläufige Vors,tellungen. So;viel steht aber Teuerung Zlurück. Rund e,in Drittel davon 

fest :  Die .bis:heri.gen Erwartungen, da's Wirt- resultiert allein 'aus der Erdölverteuerung. 

schaftSlwachstum der westlichen Welt werde Noch im nächsten Jahr werden diese Preis­

sich ,im LalUfe des Jahres 1 915 w ieder etJwas steig,erung'en in a'lolen Veräste1lungen de-r ge­

b eleihen, müssen korrigiert werden. Die jüng- samten Volks.wirtschaft zur Aus,wirkung ge­

sten SchätJzungen der OECD nehmen für 1 975 langen ; sie stecken also gewiss,ermaßen .noch 

nur ein Wachstum von rund 1 Prozent an. in der Ptpeline, 

116. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 17 von 31

www.parlament.gv.at



1 1450 Nationalrat XIII. GP - 116. Sitzung - 22. Oktober 1 974 

Bundesminister Dr. Androsdl 

Der Preis auftri,eb ist ohne Frage ein welt-

I 
geltbar. Es muß vermieden werden, daß der 

weites Pr.oblem 'Und kann daher nur durrn Wohlstandstransfer �u den erdölexportieren­
internationale Zusammenar:beit gelöst werden. den Ländern, der ,für Osterreirn im heurigen 
Osterreidl kann ,alls kleines, notwendigerweise Jahr zusätzlich 6 his 8 M1�Harden Sdülling 
stark außenwirtschalftlich verflochtenes Land ausmachen wird, über die Indexmernanik das 
in dies,er Umwelt keine Insel der SeHgen sein. heimische Preisniveau zusätzlirn erhöht. Ge­

Oder giibt es j emanden in Osterreich, der 
Erdöl oder Kupfer oder Spei,seöl oder Reis 
oder andere Importprodukte auch nrn- um 
einen Schi,Hing billiger bekäme und damit eine 
bessere A1ntwort ,auf die Teuerung h-ätte? 

länge das nicht, so :w:ürde, sehr geehrter Ab­
geordnet,er, durch eine sekundäre Kosten­
inflation die WettbeweTbsfäihigkeit unserer 
Wirtschaft in Frage gestel,lt . Auf Grund der 
dadurch beeinträchtigten Konkurrenzfähi9lkeit 
dr.oht von dieser Seite her di'e Gefährdung der 

Sosehr uns also die internationale Situation Arheitsplä,tze . 
Grenzen setzt, so sehr müs1sen wir unsere 
ei,genen Möglichkeiten aus,schöpfen. 

Die Fisikal-, Budget- und Ge1dp-olitik hat 
dalbei ,bisher die Hauptlast 'getr,agen. Der rück­
läufige Anteil der Bundesausga:ben 'am BTutto­
nationa'lp rodukt ging aLlerdings vor allem zu 
Lasten der öffentlichen Inv,esti1lionen. Kredit­
zuwachs lund Geldvolumen wurden durch die 
Restriktionen begrenrz.;t. 

Die Kredit- und Fiska,lpolitik wird auch 
kJünftig ihren Beitrag zu leisten haben. Mim 
muß j edoch auch ihre GreIllZen beachten, will 
man nicht .bei den öffent,lichen wie bei den 
priv.aten Investitionen strukturschädi'gende 
Aus.wirkungen vemHsachen. 

Man muß aJber 'auch hier den ,geraden W'eg 
beschreiten und darf nicht ,einerseits lautstark 
ruach nQch einschneidenderen Stabilisierungs­
maßnahmen rufen, andererseits aber gleich­
ze.itig ihre bereits spüflbaren AusiWirkungen 
kr itisieflen . Am wenigsten aber ist .der Ruf 
nach mehr Stabmitä-t dann ,glaU!bwüfldi'g, wenn 
er mit ständiger, maßloser Lizitation und An­

sprumsinflation 'aus opportunistisrnen Grup­
peninteressen her,aus verbunden ist. (Beifall 
bei der SPO.) 

Hohes Haus!  Die Bundesregierung wird aber 
auf keinen Fall ber,eit sein, 'der immer wieder 
m ehr oder weniger offen g,egehenerr Bmpf.eh­
lung Z'U .folgen, sich in staJbiHsierungspolitiscbe 
Experoimente einzulassen, die zur Arbeits­
losigkeit I�ühren. (Abg. K e r n: Hat ja schon 
gefül1rtf) Das ist V'om p reisdäJmp1enden Erfolg 
h er mehr a:ls zweifeLhaft und führt, wie sich 
das in aller Deutlichkeit in ander,en LändeTn 
bereits gezeigt hat, zu Stagflation oder -gar 
Slumpflation. 

Nach den Wer.tvorste11ungen dies er Bunde.s­
regierung wäre das außerdem die Verloetzung 
eines Grundr,echtes des Menschen, nämlich des 
Rechts auf Ar,beit für jeden, der ·arbeiten will. 

Einen wes entlichen Beitrag zu mehr StfrbHi­
tät muß allerdings di·e E inkomm enspol itik 
leisten. Die Teuerung, meine Damen und 
Herren, die uns von außen trifft, ist  nicht &b-

Es muß daher in unser aller Interesse liegen, 
in unser,en Einkommenserwartungen und Ein­
kommensansprüchen bescheidener zu sein. 
Unser Verständnis dafür soUte auch insofern 
gegeben sein ,  a,ls wir 'Unsere Einkommen 
- und dies ;gi lt tür alle LBereiche, auch für die 
Landwirtschaft, Herr Abgeordneter Minko­
witsch - in den letzten Jahren dank der 
Leistungskraft unserer Wirtschaft kräftig er­
hölhen konnten. (Abg. M i  n k 0 w i t 8 e h: 
Sparen Sie sich diese Zwischenbemerkungen! 
Ich habe gar nichts gesagtl) 

Durch Steuerreform und Steuersenkungen 
wurde auß erdem ein ZlusätzJIiches wes'entliches 
Stück Verteilungsgerechtigkeit veI'Wirklicht. 
(Beifall bei der SPO.) 

Der Anteil der A:nbeitnehmeroeinkommen am 
Volks,einkommen stie.g. von 64,1 Proient im 
Jahr 1970 nach den in7Jwischen vorgenomme­
nen Korrekturen auf 66,8 Prozent nach Be­
reinigung um die V.orrats'entlastung �m Jahr 
1 973. Er wird sich in den Jahren 1974 und 1 915 
voraussichtlich weiber vergr,ößern. 

Die Wirtschaftspolitik hat schließlich im 
Wege der InvestitiO'ns.för,demng eine beträch-t­
lich'e Ausweitung der IIlIvesti,tionstätitgkeit be­
wir,kt. Wir müssen dies,e EntJw,icklung durch 
vernünftiges Ahwägen unserer Einkomrrnens­
ansprüche fortsetz,en. Damit sichern wir den 
Prozeß der Modernisierung und der Rationali­
sierung unserer Volks:wirtschaf.t und sch aff'en 
damit di,e Grundlage ;�ür die Arbe.itsplät:ze von 
mor,gen, die Leis,tungsfäihigkeit des Sta'ates 
und die VeI1besserung uns,eres Lebensstan­
dards. 

Hohes Haus ! Wie die Welt eine andere ge­
worden ist, so sind auch die Urs amen ihrer 
Probleme andere geworden. Mit traditionellen 
Konzept,en werden wir si1e nicht lösen können. 
Die 2'JWeite Hälfte der siebzig,er J.ahre erfordert 
eine umfassende wirtsm'a.ftspoHtische Str.ate­
gie., in der die herkömmlichen Methoden durcb 
zusätzl,ich,e Maßna:hmen ergänzt werden müs­
sen. (Abg. Dr. H a u  s e  r: Eine OVP-Regierung 
würde genügen! - Abg. 0 f e n b ö e  k: Das 
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ist eine Zumutung!) Das halben wir 1967/68 1 das Notwenodi,ge 0U IbeITÜcksicht'igen und Be­
mit der Arb eitslosigkeit geseheIll I (Beifall bei gonnenes fortmusetzen. D as Wünschenswerte 
deI SPO.) muß zurückg.este'1lt werden. 

Weniger denn je dürfen dabei Konjunktur­
und Stalbilisierungspolitik als Gegenpol oder 
Alternative z ur Stmkturp OlliUk verstanden 
wer,den. Stnukturpolitik bedeutet :längerfris-tig 
SiCherung von Wachstum und Geldwertstabili­
tät. Wachstum ennöglicht aber ,erst echte 
Strukturpolittik j und lauf'ende, ,a'lso kur�fristige 
Sta;bilitätspoUtik stellt reales Wachstum 
sicher. 

Reales Wachstum ist die Voraus setzung für 
den weiteren AufoaJu !linser'es L,an1des. 

DazJU gehör e n  .alle Maßnaihmen 

zur weiteren ErschiließuIlIg der Eneng,iever­
sorguIlig,sque'lH en im Inland, 

zur ,schroittweisen Umsteil:liUug oof enreng.ie­
sparende und res,s'OurcenschonenJde Fert1-
gunlgsmethod e,n und Verkehrs einrichtunlg,en, 

zur weif.oeren EntwickLung einer "ill1teilliigen­
ten" , das heißt aJuf die Betriebsg,rößen und 
sonsti'gen G eg ebenheiten in unserem Land zu­
geschnittenen ,  wertschöptung·sintem5liven Fer­
tilgung. 

Dazu ,gehören ,a'ber aJUch a,He Maß'nahmen, 
die der Verbesserurug der materieUen und 
immateriemen Infl'astI1uktJUr dienen. Eine gut 
a!u!'>gebaiute InfI1astnuktur ist ,uruatbding:bare 
VOIaJussetZlun:g ,für die weitere EnUaMJurug der 
Wirtschaft,sunternehmunlgen . Gut ,aJUsgebaute 
Verkehr.sw8Ig·e und Energieversorgun.gsanla­
gen sind -dazu ebenso wichUg fWlie die Bil­
dungseintich tunlgen. 

So ver,standene WiI'ts·chJa.ftspOilitik ist darauf 
a:usger,ichtet, die zur Erreichung gesellschafts­
politischer Z ielsetJlJuiligen notwendigen Struk­
tur·anpa,ssung en ohne krisenhiafte Erscheinun­
g·en lJU bewäJNigen. Dars heißt, ,d·aß die wirt­
schaftolliche Ent'Wickluilig des Landes in Uber­
eLnstimmung mit 'seinen IlIatürlichen Ulffiwel,t­
be,drin'gungen erfol'g,en muß lund. .daß materielle 
Wohrlstandsmehrung nicht auf Kost'en der 
qUailitativen LebellLSinhatHe oder sO'grar auf 
Kosten der Gflurudl1aJgen rles Lebens sdrlechthin 
.gehen d1arf. 

Hohes Haus I Der Bunldesvol"anschrlag f.ür 
1975 ist dla:s End'get eines W'ahlj,ahres, j edoch 
kein Wahltbudg,et. Es list vielmehr diktiert von 
der Einnahmenseite, d·as heißt von den A1.liS­
wirkiunlgen de,r Steuers,en:lmlIlrgen rund den Zol:l­
serukungen. (Abg. G I  a s e  r: AbeI Sie halten 
eine v\lahlrede!) 

Viele b erechUgte Wünsche und Vorhaben 
mußten d�h e r  dem gespitJzten Rechenstift zum 
Opfer f.CliUen. Die Spars,amkeit edaru.bt nur, 

Ich möchte,  s ehr geehrte Damen und Herren, 
Lhre Zeit  n icht mit der FÜll'le des Zrahlen­
mateüa,Ls über GebÜlhr i n  AnspruCh nehmen 
und lIIlich bei der Vonste:l1urug des Burudesvor­
anschlags 1 975 auf 'allJgemeine Alusfoolllmgen 
beschränken. Die Detai,Ls Ibitte ich Sie den 
Lhnen vor:liegenden UnteruraJgen entnelhrrnen z,u 
wollen. 

Der Aus,gabenwhmen weist - dem stabili­
tätspolitischen Erfolldernlis enbsprechend -

eine geri,ngere A,uS'Weitung ,auf la'ls dias voraus­
sichtliche Bruttonationa:lpflodu1k.,t des Jahres 
1 975. 

Die Einnahmen bleib en hinter der Zunahme 
der Auslg,alben �ul1Ück. Der schon erwäihnte 
kräfNg'e Albhau der Zö:Ue und die Steuersen� 
kUDlg·en sind hiefür die Urs'ache. 

In den letzten drei Jahren wurden tlrei 
Steuer.serukunJgen beschloss,en. 

Diese St euerpolitik steht in deubliichem 
GegenSlatz zur Steuerp'olitik zwischen 1 966 und 
1970. In dies'em Zeitl1aum eoffol'gte zwar ,auch 
eine ,SteueTisenikuIlIg, kullZ ldaraJuf W'ul"den je­
doch ftÜnf Steuern ellhöht (und zwei neu ein­
g'eführt. 

Infol,ge des ZuriickJbleiibens der Einnahmen 
beträgt der Abg,a'lllg 1 6 ,3 MilU'arden SdülJling 
und wird dam.it größer sein al's in den ver­
ga.ngenen J·alhren. (Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e I: 
Wahnsinniges Defizitl) 

Meine Damen !Und HefTen!  B ei der Konzi­
pienung ,der St'aats'arUslgaJben ist es aber ge­
Lungen, einen be,amtLichen Teill der Minrlerein­
ruathmen dUrch ,außellOooentllich:e SparSiamkeit 
zu kompensieren. Die Erhöhurug des Albgang,s 
He.gt daher erheblich unter den Einruahmen­
minderungen.  

Ich möchte 'an dieser Ste�le sehr deublich 
daT,aruf hinweisen, daß aJber die finanzielle 
Selbstbeschränklurug der öffentlichen Hand an 
eine kritis che Grenze stößt. Denn d er Staat 
muß mit seinen Alusgaben dafür s'OI1gen, daß 
die El'füllung der öffentJl:ichen Aufgaben im 
Interesse der Stalats'büng er auch in ZukruI1lft 
g,esichert ,i,st .  (Zustimmung bei deI SPO.) 

Bei dieser Geleg,enlheit ,alUch eiThi,ge Bemer� 
kurugen zu e inem j ener oft gebmuchte n  Schlag­
wörter, dClJS a!uCh durch 'ständ.i.ges Wied erholen 
nicht richti.ger wird, nämlich delIIl vom 8ta,at 
als Inflationsg,ewinner. Tatsächlich ist es ja so, 
daß die öff ent!lichen Haushalte bei  Pr,eisstei,ge­
rurugen auf der Aus'g.abenseite kl,a:r die Ver­
lierer sind. 'l!aJhlreiche Bestimmungen sehen 
die dy,namisierte Albhärug'iglkeit der Arusg,aben 
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von Einkommens- und Prei,sentwi ddlUngen vor, 
ohne daß der Staat uIllID.itte�bar d/ar,auf Einfluß 
nehmen kiann. 

Die Bun:desreg-iemng 'Sieht die öffentlichen 
Investitionen ,aber nicht al,s Lückenlbüß er für 
priv.ate Investitionen ,an,. Sie ist sich dessen 
bewußt, daß .ÄJU ·sg,aJben lfiür Investriti'On en etwa 
auch PersonaLkosten nach sich ziehen und sie 
wild j enen "Dopp elstrategien" entgegent,reten, 
die in einer Uzitation der Anspruche j eden 
e inrz eInen BUldg eta. nSia tz ail,s �u niedrig, die 
Ges,amtJau5ig,aben ,aber 'al},s !lJU ihoch kritisieren. 

Alilerdings dürfen Investitionen nknt zu 
einer großziiigigen PerslOna!lpoHtik vel'lleiten . 
Der Bund ,schöpft daher :alUch ,aJ}ol.e Einsp'alJiUIlgs­
mö.glHdl:keiten ·im Bereich der Ver.waltJung 'aus. 
Das sinld 'Wi.r nämlich dem Steuerzahler sdml­
dig. (Ironische Heiterkeit bei Abgeordneten 
der avp und FPO.) 

So be·schräniken sich die Dienstpostenver­
mehrungen 1m Bunldesvor,anschlag 1975 ·auf 
den Schlul- unJd Hochlsch!ulosektor, auf die Bun­
des:betriebe und das Sich·eI1heitswesen. Im 
engeren VerwailtuIllgslber·eich kann 'doie Arbeits­
zeitverklÜrzulll9' durch Rationalisienu.ng im 
wesentlichen ,aufge�a:lllgen werden. 

der Offentlichkeit 'aber gleich,zeitiog die ,angeb­
lich erfolgte ZunabJme .an V,efWlaltungsbeamten 
k!riHsiert wioo. (Abg. Dr. S c  h m i  d t: Wo 
haben wir verlangt, Herr Bundesminister?) 
Ich erinn.ere an die Deb atte ZUlIn RemnunglS­
hofbericht über die FinanzveI1W,a,ltung. Sie 
waren dabei nicht aIllWesend. KOIHege Broe­
sigke wirrl Sie da-rüber informieren können . 

Hohes Hallis ! Mit der Regiemnyse:r:k!läI1UillJ 
im Aprill 1 970 W'lud·e ein umtarugreimes Re­
fonnpr.ogIlamrn eingel eitet. In der Budgetpoli­
tik wurde da,s kurz'fI1i'st'ige DeIllken in Aus­
gabenkategorien durch d,as 'läng·erfristig·e Den­
ken in AufgalbeIllka'teg,orten 'abg·elöst. 

Die ReforIIl'bHa·1lJZ .seit 1 970 ist in unserer 
RepUJblilk OIhne Para11,ele.  Es g.ibt keinen ver­
gleidlbaren Zeitrauan, der 'UllJSerem Land und 
den Menschen in diesem Land etn solches Aus­
maß an Forts·chriU in wirtsmafUichen, sooialen, 
bHcLungs- und geseUschaftJspolitischen Bel'an­
g'en gebr.acht -hat. (Beifall bei der SPO.) 

Diesen W,eg setzen wir im J.ahr 1 975 .im 
Rahmen der Möglichkeiten fort, d�e 'uns Ein­
nabmenfbesch,ränkullIgen, Sparsamkeit und 
Stabtlitätspoli tilk gesbatten. 

Wir .leben in einer Zeit, die durch das Tempo 
Seit 1 969 weist der Dienstpostenplan fol- und die Dynamik weltweiter wirt'Sch,afHich'er, 

gende Entwiddung ,au,f : Insgesamt ist eine sozia11er, technologlilSmer, geseUscha.ftlicher 
Zruna'hme um 12.672 Dienstpost-en oder 4,6 Pro- und politischer Umwä;l�ungen .gepräJgt ist. 
zent ·auf 286,572 im J'ahr 1 975 zu vemeic:hnen. 
Im Vergleich darzu bet,rägt die ZUIl!ahme der 
Dienstposten ohne Landeslehrer bei den Län­
dern 1 974 gegenüber 1 970 1 2,7 Prozent oder 
nahezu das Drei,fache. 

Die Vemnelhnung der Dienstpost·en ist aus­
schJließlich auf die Bereiche Bildung mit 12.200 
und Ex·ekutive mit 700 Dienstposten z.uruck­
Z1Uführen. Entgegen einer immer wieder ge­
äJuße'rten Beihauptunlg eI1�olgte keine nennens­
werte Vermehrung der ZaJhIl der Verw.altungs­
be'amten . 

Me,ine Damen und Herren! Da nunanehr in 
den Bereichen Bildung und Exekutive der 
NachJholobedaorf weitgehend gedeckt .i,st, wird 
eine nennenswerte Alllsweitung des Per.sonall­
standes künftig nicht mehr zu vertreten sein. 

Da 'Sich im Verw,altung,sbereich seit Joahren 
trotz einer Füllie von neuen Aufga.ben so gut 
wie keine Zunahmen mehr ergeben halb en, sei 
die Frag·e erl'auht, wo unter BerücksichUQlUng 
der g.eltenden Rechtslage Einsparungen oder 
Entlassungen ·erfolgen soUten. Ich stelle diese 
Frage vor ,aHem angesichtJs des Umst>andes, 
da in den Ausschußberatungen hier im Hoihen 
Haus - ich nenne nur die Beispiele des JUSt1Z­
bereichs und der Fina.nzveIlWa:ltung - von der 
Opposition z.usätzliches Personal verlangt, in 

Wo�len wir bestehen , '50 müssen wir unse­
ren Kindern mehr AlBgemeinbi.ldung, mehr 
f,adlliChes Wissen und mehr geistige Mobilität 
bieten. Geistige UnJbe:wegl,id1!l{eit und starres 
Festhalten an Ube11lwlJIllmenem sind kein Kon­
zept, nach dem wir uns �urucksehnen dürfen. 
In der BHtdunlg,spolitik darf es keinen StHl·stand 
geben. (Zustimmung bei der SPO. - Abg. 
G I  a s e  r: Sie reden nichts als Blabla!) 

Die Forts et'z.u.rug der B ildungspolitlik der 
letzten Ja1hre heißt auch, die Bi'llduIIJgoS'struk­
turen den batsächlichen ißedüpf.nissen anlllll­
p'assen . Der wach,sende Bedarf ·an qualifizier­
ten, gut ausgelbitldeten j'l.lIllgen Menschen kann 
nicht ,a'll'sschließ'Hch al,s Verlangen Jltach Matu­
ranten unld Hochschülern verstanden werden. 
Wir müssen ,auch die berufllidle BHdung und 
AushHduilig stärker ,ins Bewußtsein rucken. 
Sie ist ein g,leidllwertiger und choanceIlJgleicher 
Teil des BiloongSlZ'ieles. (Abg. K r  a f t: Zur 
Sache!) Herr Kollege! Ich bitte, die Einrzel­
heiten den sehr .um'f,an:g,reichen UnteIlIagen ru 
entnehmen. (Neuerlicher Zwischenruf des 
Abg. K r  a f t.) 

Di e Bundesregierung trägt dem durch ver­
stärkten Ausbau der Beruf,sschulen und der 
bemfs'bi,ldenden MittelschUlIen Rechnung . Die 
Wirtschaft muß durdt ein attraktives Lehr-
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stellenangebot, durch f,a chlich gerd:iegene Aus- Finanzierullig der Gemeinsch'afts'leistulligen die 
bHdungsmöglichJkeiten und durch entspre- erforoerHdlen Mittel 'Zur Verfügung 7JU steUen, 
chem:le IllIfol1ITIation '1lind Auf1klärung folgen. herzHdl d'anken. (Beifall bei der SPtJ.) 

Hohes Haus ! Eine BiLdungspolitik der Wir werden die Politik der größtmög.lichen 
Chancengleichheit hat eine Fooli!lienpoltitik La.stenaibgeltJUIlIg auch im J.ahr 1 975 f.ortsetrzen. 

des sozialen Aus.gleichs zur Vor.aussetzung. Das Geld, da,s über .<fen Famillienloastenaus­
Das Kind, dessen B eg,aJbunlg durch optimale gleich für diese M a.ßllIClihmen zur Verfügung 

BildungSllllöglichkeiten vo�l erschlossen wer- steht, soll ausschließlich den Familien zugute 
den saN, muß sich in F'amilien ohne Not, ohne kommen und nicht w i e  vor 1970 zur Defizit­
ExistenZlarugst, ohne ·sO'zia,le BenadlteiHgung fiIlJanrzierung eingesetrzt werden. (Beifall bei 

entfalten können. FlamHienpolit:ik nach den der SPO.) 

Wertvor'stel1ungen die,se r  Bunldesreg.ierung ist Wir werden ,auch weiter auf die spa,rS'ame 
vor alilem PoHtik !tür das Kind. (Beifall bei der �umld 7JWeckentSipredlenlde Mi�teiverwenlduillg 
SPtJ.) achten. Di,eses Prinzip muß bei der Sch.ul1buch-

Dies verla,ngt, daß 'Wi r  ,unsere BerrnihlmIngen aktion genlau so sich e r  und wirtschaftlich ge­

danlJUf konzentrieren, noCh bestelhenrle soziale wahrt werden wie 'bei .anderen Aktionen, etwa 
B enacht!ei'ligungen weite r  abzubauen und den den freien SchuUahrten. 
Eltern die materiellen So:r:gen ·unn die Erzie- Hohes Ha.us !  Eine F.aiIDi1lienpolitik nach. die­
hun!g und Ausbildung ihre r  Kinder weitgehend sen Groundsätz·en und diesen Wertvor.steHun­
zu nehrrn.en. gen muß ihre .ErgäI1TZJunJg in der Wohnungs-

Bei der Verwirk.lichung dieser Politik sind politik finden. 
wir -in den letzten J,ahren ein gutes StIiick Weg Die Wohnung ist -die unmittellbarste Umwelt, 
vor.a,nge}{.ommen : der Lelbensmittelpunikt der FamHie. Von der 

Die direkten Zuwentdunlgen 'aus dem Flami- Wohnung und den WohnlUngsverlhältnissen 

Hen1astenausgleichs,fond s  :konnten betflächtlich geht prägende Wirikun'g aus. Der Zustand. der 
er.höht und die LeistJUnrgen in RichtuIllg einer FaJmilie, doa·s WohLbefinden j edes einzelnen 
tJatsäch;lichen Lastenabge<l tmnrg erweitert wer- Menschen hängt in hohem Maße dav'Ün ab.  
den. Die Wohnung muß daher - vor a;Hem für 

Die NeuregellUng 'beim Karenz,geld ermög- Junge Menschen - e rs chwinglich sein. 
licht es auch d·er fina.nzi el,l ,schlechter gesteUten 
Mutter, sich der Pflege ihres Kindes voll zu 
widmen. 

Der Ausbau d·er MuUeI1ber,atuIlIgiS,stellen und 
die Schaffung des Mutter-Kind-Paliises erschllie­
ßen allen Müttern und Kindern eine umfas­
sende mediiZinische Betreuung. 

In der Steuergesetzgehung k'onnten wir den 
Gmnds,atz "j edes Kind i,st gleich föItlerung·s­
würdig" 5'0 weit als mög.Iich verwirklichen. 

Die kommende Steuers enk,ung - die dritte 
in dieser Leg·is:laturper.jode - bri·ngt darube·r 
hinaus wesentliche VeI1besserungen durch -die 
AIlIhebung der AbsetzJbeträJge, die Beseitigung 
der Steuergruppe A Ulnd eine deutliche Milde­
rung der Progression. 

Ionsges.amt bringt die kommende Steuer­
senikiung VeI1bessenungen des Nettoeinkom­
mens um 3 bis 6 Prm·ent. (Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Herren! Änderungen der 
Steue:rgesetze bringen der Finanrzverwaltung 
oft gmße 'ZiUsätz'liche Bellastungen. Dem Steuer­
:D�hler we'flden ZOW1ar Erleichterunrgen 'ge'bracht, 
steuerpflichUg bleibt er trotzdem. Ich möchte 
bei di eser Gelegenheit den Firuan.z.bediensteten 
�ür di e Erfüllung ihrer s chrwierigen Aufgabe 
und den Steuerzahlern für ihr Verständnis, zur 

Nach ·diesen GI1ullId'sätzen müssen die für 
den Wohnbau zur VerfiügtuIllg ,stehenden 
öffenHidlen Mittel eingesetzt werden. Die 'Zahl 
tier damit geföroert en Wohnungen 'ist ent­
smeideIlJd. (Abg. G I  a s e  r: "Jährlich 5000 
Wohnungen mehr"! Nichts haben Sie ge­
macht!) 

Der Bund wird dlahe r  seine Sta:bHisierungs­
bemühungen 1m Sereich der B aU/wirtschaft 
konsequent fortsetzen. Er lhofft ·dabei 'auch in 
Zukunft auf die Unterstüwung der Länder, 
in deren Veliantwortung der WOhnbau seit 
dem Wohntbaufö.rderungsgesetz 1968 fä11t. Da­
bei geht es darum, d.ie K:apa.zität an den tat­
sä<hlichen Bedar,f lan'Zlup aos·sen. 

Hohes Haus ! Für eine Po:litik, die sich am 
MeIlJSmen orientiert, k ann die Sch,aff.ung glei­
cher Ghancen mr unsere Kin'der und unsere 
J·ugend nur ein Teil des Bemühens sein. Die 
Sorge um unsere älteren MitJmenschen ist uns 
hUlIIlanitäre Verpflichtung, verstärkt UIffi unser 
Wissen über ihre Leistrungen. Sie halben unter 
den härtesten ;und schrwier1gsten B edinglull!gen 
Osterreich wiederaufgebaut. (Beifall bei der 
SPo.) 

Die BunldesregieITUIlIg sieht daher im ständi­
gen Ausbau der s,ozi'al en Leistung,en eine Ver­
pflichtung, die wir gegemü!ber uruser.en Mteren 
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Mitmenschen eiDZUllösen haben. (Abg. 
D e u  t s c h !In  a n  n: Zusdmßrentner l) 

Es geht abeT bei der Politik fiür unsere 
Rentner und Pensiol1l1sten nicht ,a,ussduließllich 
um die Sicherung der materieMen Existenz. 
Wir müssen das G espeIlJst der Vereins amung 
vertreiben und ihnen j ede Hilfe zur mensch­
lichen Sel'bstJbe!h<aup1nmg gehen. (BeifalJ bei 
deI SPO.) 

Dem B edünfnis alterer Menschen nach Selb­
S'tänd1gkeit und Eigenverantworbung können 
wir dadurch am besten RechIlJUng tr'aJgen, -daß 
wir ihnen ermÖg'Hchen, mÖlgilichst '1ang in ge­
wohnter'  Umgebung zu bleiben. Da:zu gehört 
in erster Linie die WohnuIllg. Die neugescbaf­
fene Mi etzinslbe�hilfe n ach §-7..,FäUen ist in 

di esem Sinne eine wertvolle Untersbützung. 

Hohes Haus l Ein wesenHkher Bestanld.teil 
der RegierunJg,spüliNk ist die Gesundheits­
politik. Sie verf.oLgt da's Ziel, allen Menschen 
in Osterreich, unabhäl1lgig von ilhrer wirt­
schaftlichen Lage, die bestmögliche medizi ni­
sche Versorgurug zu s ich ern. 

Gesundheitspolitik muß '<la's gemeinsame 
Anli eg·en aliler G e'bietSlkörpersch'aften -sein. 
Obwohl es nicht iUIlIInitte�ba'r in seinen Auf­
gabenbereich fällt, unterstützt der Bund auch 
1975 durch finanzieUe Zuschüsse Lände.r und 
Gemeinden beilm Ausbau und beim Betrieb 
der Spitäler. 

GeslUndheitSipoliti'k k.amm skh alber nicht nlUr 
in der B ekämpfuIlIg rleT Kranklheit, sondern 
muß sich auch in der ErhaIbuIlig 'der G esundheit 
verstehen. Für Vorsor,ge- :und G esundeThunter­
suchungen stehen daher ,auch 1975 beträcht­
liche Mittel Zlur Verf.ü,gung. (Abg. DI. K 0 h 1-
m a i  e I: Wieviel?) 

Moderne G esurudtheitspolitik ist g,leichzeitig 
auch Umwelbpolitik. Hier tr,agen wir die 
größte Verantworturug ,gegenübe.r kOlIIlJffienden 
G enena tionen. 

Dalher müssen wir unsere UmweltpoliUk, 

die sich auf die ReinJha<ltung der Seen, :die 
AbwassevbeseitiigJUng unld die Erhaltung der 
L'a,nldschaft konzent'riert, fortsetzen, so wie das 
b isher erfoLgte, i n  einem Tempo, das es vor 
1970 nicht gegeben hat. 

Hohes Haus ! Es ist hinlänglich bekannt, daß 

die Verkehr,sprobleme unserer Zeit mit eilll­
seiUg am Str,aßeIllveI1keihr orientierten Kon­

zepten nicht generel,l ye,löst werden k,önnen, 
inslbesondere was den Nahverk ehr -betrifft. 

Dies ist ein nur er,ster Schritt. Langfristig 
geht es aus Gr,ünden der Sicherheit, der Um­
welUreundlichkeit uIlid der Spars,amkeit im 
Raum- unJd Energiebedarf um verstärkte In­
vestitionen iIrn Bereich .des Sch,ienenverkehrs.  

Die G ewichtsveI1loagerung Zlum SChienen'Ve-r­
kehr bedeutet !keineswegs eine Verteufelung 
des Autos. Es 'geht nur dar,um, die UJberhe­
wertung zm korri,gieren. 

Wenn es uns gelingt, öffentlichen Verkehr 
und privaten Autoverkelhr in ein vernünftiges 
V erhältnis Zlueinoander :nu bringen, halben wir 
viel für unsere Zukurrft getan. 

Hohes Haus ! Die LaIlldlwirtschlaft ist e ine der 
Stützmauern un seres Wütschafts:gebäudes,  die 
Landwi.rtscha.rtspolitik daher ein wichtiger Teil 
der Wirtsch:aHs- und G eseUschalftspolitik der 
Bund es regi ellullig. (Abg. K e I n: Da kommt ihI 
jetzt eIst drauf?) Die beiden Ub erschreibungs­
gesetze des J·aihres 1974, sehr geehrter Herr 
A'bg,eordneter, zeigen sehr deutlich, um wie­
viel mehr Mittel wir der Laru::1:woirtschaft zur 
Verfügung stellen. (Beifall bei der SPO.) 

Ger'ade in d·er heutigen Zeit wird die Be­
d€luturug einer 'glUt fun!ktioonierenden Nahrungs­
mittelveroor,guThg deutlkh, nicht zuletzt ·auch 
vom zah'lungslbiJ'anrzpoloitischen und vom 
sicherheitspolitischen Standpunkt alUS geselhen. 

Nicht erst heute, sonde.rn schon vorn BegiIliIl 
ihrer Amtszeit an, verf,01gt die Bundesregie-
11UilIg eine Ag·r:arpoIitik, die nicht an veflalteten 
Stru1kturen festbält ,  die ,die Bauern und ihre 
Fami.lien a-ls integri erten und gleiduwertigen 
Bestandteil unsere.r Gesellsmalft ansleIht und 
die an die Zukunlft und die UnersetzHcbikeit 
unserer La'oowirtsch,aH glaubt. 

Mit d em Ber!gbauern-Solliderprogflamm, das 
sich seit ·seiner EinfÜJhrung im Jahr 1972 be­
währt hat, setzt die Burudesregiellung einen 
besonderen Ament zur Korrektur der Ver­
säumniss e früherer Reglemn.gen. (Beifall bei 
der SPO.) 1m Jlahr 1975 wird es mit eIlhöhter 
Dotierung weitergeführt. 

Hohes Haus ! Im Bundes'Vorarrschl1ag 1975 
sind die Mittel für WirtschaftsförderuThg be­
trächtlich erhöht. Damit wird eine Reihe be­
sonders wichtiger wirtschaftspolitischer An­
lie,gen ,unterstützt. 

Die Klein- ,und Mittelbetriebe des G ewerbes. 
des Handells und des Verkehrs sind wertvOiller 
und gleichibe.rechUgter Tei:l unserer Wirtschaft. 
Das hohe Ansehen österreichischer Qualität 
in a.Jler Welt ist untr.ennlbar mit ilhr·en Lei stun-

Im BundeStvoranschllag 1975 stehen daher 
den Osterreichischen Bundeshahnen beträcht- .g'en verbunden. (Beifall bei deI SPO.) 

l ieh mehr Mitte'l für den Ausibau öffentlicher 

I 
Die österreichisrne Exportwirtschaft konnte 

Verkehrs einrichtungen in den städtischen Bal- auf den Weltmärkten beachtliche Anteile er­
Iung·s·zentr en zur Verfüg.ung. obern. Diese vu hililten und weiter ·auSIZubauen, 
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sollte uns trot'2: geänderter Umweltbedingnm­
gen gelingen. Di e  Lösung der gerade aus die­
s en B edirugungen entstandenen Fi.nanzi emrugs­
prahleme verlangt gemein.g,ame AnstreI1JQlUn­
gen von Regi erungen , Interessenvertreturugen 
und Kreditappar,at. 

Von g,anz besonder·er Bedeutung für unsere 
Vdlks,wirtschaft ist der Fremdenverkehr. D ie 
Fremdenverke1hrswirtschaft steht vor einem 
schwierigen An:passungsprozeß an veränderte 
Gege1benh-e iten. Nicht mehr Quantität, sondern 
Qualität rruuß Vorrang haben. Im Sinne solcher 
Uberlegungen s ind die Förderungsmittel für 

den Fremdenverkehr im Budget 1 915 wesent­
lich aufgestockt worden. 

Die Wirtschaftsför-d1erung der Bundesr,egie­
rung s'etzt sich auch die Unterstützung von 
Wirt,schaftszweigen zum Ziel, di e sich in be­
sonders schwierigen Umstruktufi.erungspro­
zessen befinden. Die För.derung, d e r  öster­
reichischen Papier.industrie is,t eine s  der her­
vorst,echendsten Beispiele hiefür. (Beifall bei 
der SPO.) 

Hohes Haus! Di e Experten des B e i r ates für 
WirtschlaHs - und Sozialfragen halben in dan­
kenswerter Weise für die kommenden Jahre 
eine BU!d:getvorschau er,steHt. 

Gestatten Sie mir in diesem Zus'a,mmenhang 
auf einen wesentlichen Unterschied ZIU einer 
fr.uher gehandhabten Pr.axis hiI1lZluwe is e n :  Im 

Jahr 1969 hat man es bewußt vemnieden, e ine 
solch'e Vors chau er a:rfbeiten ZlU l assen,  j a  sich 
sogar .geweilgert, die vorhandenen Or,ientie­
rungsdaten dem Hohen HaJUs zur Kenntnis zu 
bri,n:gen. (Zwischenrufe bei der OVP. - Abg. 
G l a s  e r: Eine Polemik, sonst gar nichts!) 
Das i st eine Feststeliliurug, das ist e in F.aktum, 
Herr Abgeordneter. 

Das Ergebnis .der ruun vorli egenden Burlget­
vorschClJu zei,gt kl'ar, daß weitere Steue.rsen­
k!ungen in 'absehba,rer Zeit nicht mögl i ch  sind, 
soll das Budget in ökonomisch vertretbaren 
FinaThziepungs-größen gehalten werden. Es zeigt 
weiters, daß die raschere Erfüllung von Auf­

g,aben oder 19ar d i e  El'f.ülLung neuer AIU.figaben , 

etwa im Bereich des WasserwirtschJarftsfonds 
für den Umweltschutz o.der im B ere'ich der 
öffentlichen Vel'kehrseinrichtungen, vor alllem 

im Nahverkehr, nlicht ohne die BereitstelLung 
der dafür ZlUsätz,uch el1for.derlichen Mittel mög­
lich ist. 

Hohes HClJus l Der Bundesvopanschl.alg 1 915 

leitet die St,pategie für die zweite Hälifte der 
siebziger Jahre von der finanzpoliti schen Seite 
her ein. Er mußte unter 'den gegebenen Um­
ständ en mit Idem Ziel der bestmö,gUchen Kom­

binati on von äuß erster Sparsamkeit und der 
Sicherst el'lung des weiteren Aufibaus der 
österre ichischen WirtsmaH konrzipiert w erden. 

Jeder Schi:1ling dieses Bundesvoransmlag's 
ist von den MeI1JSchen in uns erem Land er­
arbeitet, urud j eder SchiUin:g, den der Sta,at 
ausgiibt, soLI für die Wohlstarudsmehrnmg sei­
ner BÜI1ger aus,gegeben sein. 

Diese .g.DUndsätzHche EinsteHuny k,ann aum 
nicht akzeptieren, ,d,aß notwendi,ge Maßnah­
men im Interess,e der Sta,atsbürger ,als Ge­
fä,Hi'gkeitsdemokratie labqualifiziert werden, 
Lizitati'on und Gruppeninteress en aJber als 
drirugerud ZlU erfüUende Forderungen geIten 
soLlen. (Beifall bei der SPO. - Abg. G I  a s e  r: 
Und um wie viele Schilling handelt es sich?) 

Mit diesem BUIlldeslvoranscht1Cl!g, Herr Abge­
ordneter, appell ieren wir an alle Osterreicher, 
mit der Bundesregiemn:g eine AHi amz der 
Sparsamkeit und der Ve.rnunft ZlU bHden. (Bei­
fall bei der SPO.) 

Damit wird es gel iIl1gen , ·auch in der zweiten 
HäUte der si ebzilger J.ahre die ArbeHsplätze,  
den weiteren wi rtsmafHichen Aufst ieg und 
den soz-ialen FI1ieden in Osterre i ch fllU sichern. 
(Neuerlicher Beifall bei der SPO.) 

Hohes Haus ! In diesem Sinne bitte ich Sie,  
der Regier:ul1\gsv:orlia,ge 'betreffend -da's Hundes­
finanz.gesetrz für das Jahr 1 915 Ihre Zustim­

mung ZIU erteBen. (Anhaltender lebhafter Bei­
fall bei der SPO. - Abg. G 1 a s e  r: Das ist 
eine Wahlrede und keine Budgetredel) 

Dringlime Anfrage 

der Abgeordneten Staudinger und Genossen an 
den Bundesminister für Finanzen betreffend 

zunehmende Budgetverschleierung 

Präsident Dr. Maleta (der inzwischen den 
Vorsitz übernommen hat) :  Wir gelangen nun 
zur B ehandlung der dringlichen Anfrage . 

Ich bitte zunächst den Sduiftführer, Abge­
ordneten Dr. Fiedler, die Anfrage zu verlesen. 
(Zwischenrufe des Abg. G 1 a s e r. - Gegen­
rufe bei der SPO.) Am Wort ist d e r  Abgeord­

nete Dr. Fiedler ! 

Schriftführer Dr. Fiedler: Dringliche Anfr,age 
der Abge;ordneten Staud inger und G enossen an 
den Bundesminister t.ür Finanzen betreffend 
zunehmende Budgetverschleierung. 

Die Verschleierungstakt,ik des Finanzmini­
sters hat in den (letzten Jahren dazu ge.führt, 
daß der Grundsatz der Budgetwahr'heit immer 

häufiger durchbrochen wird und dile tatsäch­
l idlen Budgetziffern in immer stärkerem Maße 
von den prognostizierten Werten abweichen. 
Dies trifft in ganz besonderem Maße für das 
Budget 1 974 zu. Dem Vernehmen nach sind 
nämlich heuer beträchtliche Ub erschreHungen 
von Ausgabenansä,tzen bewilligt worden, wäh­
rend nach den Abgahenerfolgen der ersten 
adlt Monate zu schließen ist, daß im Gegen-
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Sdlrlftfilhrer 
satz zu früheren Jahren diesmal keine wesent- 1 0. Welche Höhe werden vor,aus'sichtlich die 
lichen Mehreinna'hmen an Steuern und Bundes- Verwaltungssmulden des Bundes End·e 1914 
a;bgaiben g·egenüber dem Voranschlag zu er- erreichen? 

1 1 .  Welches sind die höchsten beziehungs­warten sind. Demnach werden die Budget­
za1hlen des Jahres 1 914 sowohl auf der Aus-

weise niedr.igsten Zinssätze, die bei den 
gabens'eite als auch b�ü9'l,ich des mutmaß- Schluld'aufnahrrnen im Jahre 1 914 zu verzeich­
lichen Defizites in erheblich größerem Umfang nen waren? 
von den Voranschlagsziff.ern abweichen, a,ls 
dies in früher'en Jaihren der FaE war. 

Der vor,liegende Bundesvoranschla.g 1 915 
baut j edoch offensichtlich auf den Zahl'en des 
Voranschlages für 1 914 und nicht auf dem vor­
aussi chtlich tatsächlichen Ergebnis des heuri­
gen Jahres .amf. Eine sachlich fundierte Be­
urt1eiolung .des vorliegenden Haushaltsentwur­
fes ist aber nur dann möglich , wenn ausrei­
chende Angaben über die Aobweichungen, die 
im heurigen Jahr geg enüber dem V'oranschJ.ag 
eintreten werden, bekannt sind. 

Da die unterzeidmetlen Alb.geordneben keine 
andere Möglichkeit sehen , di'e notwendigen 
Informationen noch vor der Ersten Lesung des 
Bundesvoranschl1ag1es 1 915 zu erhalten, richten 
sie an den Bundesminister für Finanzen fol­
gende 

A n f r a g e :  

1 .  U m  welchen Betr,a.g. werden die i m  Bundes­
voranschlag 1 914 vorgesehenen Gesamtaus­
gaben voraussichtlich überschritten werd'en? 

2. Um welchen Betr� werden die Geosamt­
einnahmen des Bundesvoransdüages 1 914 vor­
a.ussichtlich ü'berschritten werden? 

3. Mit welcher Uber- beziehungsweise Unter­
schreitung der EinnaJhmen aus öffentlichen 
Albgaben rechnen Sie im l.aufenlden FinaIllZj1a'hr? 

4. In welchem .AlUsmaß wird das im Haus­
haH 1914 v.orgesehene Defi'Z-it von 1 0,9 MHJiar­
den Schilling vor'aJllssichtlich überschritten 
werden? 

5. Auf welche Weise werden Sie eine aill­
fäUitge Uberschreitung des präliminierten Defi­
zites tür 1 974 fin1anrz.ieren? 

6. In welchen Ressorfbereichen sind in wel­
cher a'runäJhernden Höhe im heurigen JC1lhr 
Uberschreitungen 'gegenüber dem Bundesvor­
anschlag von mehr .a'ls 0,5 MHHanden Schilling 
zu erwarten ? 

1 2. In welch'em Umf'ang halben Sie bisher den 
im Bundesfinanrzgesetz 1914 enthaltenen Rah­
men von 1 0,9 MHli-arden Schillilllg �ur Fillian­
zieI'lUn.g des H&ushalts:albganges bereits laus­
genu�t? 

1 3 .  Wi-eviel von den bisher eingegangenen 
SchuldverpflichtuIlJgen des Jahres 1 914 ent­
fallen alUJf d.as Ausl'antd? 

1 4 .  In we,lch.em Umf.ang wollen S ie  1 975 den 
auslloändisch·en Kapit1a:lmarkt zur Budgetfin'an­
zierung heranrz-iehen? 

1 5 .  In weolchem Ausmaß halben Sie bisher 
Uiberschreitulllgen gemäß Artikel III Abs. 5 des 
BUllidesfinanz.ges·etzes berwiUigt? 

16 .  Sind so wi e  im J,ahre 1 913 auch im 
laufenden FiruanlZjalhr bisher Budgetübersduei­
bungen ohne g esetzliche Dec:kurug vorgenom­
men wOJ1den? 

11.  Werden Sie in diesem J.ahr dem Natio­
nalret noch ein BudgetüberschreitlU-IlJgslgesetz 
vorlegen? 

1 8. Wenn Ja, welche Höhe werlden die Mehr­
ausgaben erreichen, die Sie dem Nationalrat 
vorsml'agen, und wieviel sol11 d'a;von durm 
Mehreinnaihmen gedec:kt werden? 

In formeller Hinsicht wiIid beantragt, diese 
Anf:page gemäß § 13 der Geschäf.tsordnurrg 
dringlich zu behandeln und dem Erstunter­
zeichner Gelegenheit zur Begründlung zu 
geben . 

Präsident Dr. Maleta: Zur Stellung eines 
geschäft:sordnungsmäßi,gen Antra.ges hat sich 
der Herr Abgeordnete Robert WeislZ zum Wort 
gemeldet . Ich erteile es iihm. 

Abgeordneter Robert Weisz (SPO) : Herr 
Präsidentl Angesichts der Tatsache, daß der 
Wortlaut der dringlichen Anfr;a,ge erst kuIlZ 
vor Sitzungs.beginn bekannt wtU!ide und wäh­
rend der Budgetrede des Herrn Finamzmi.ni­
sters keine Gelegenheit zur Vorbereitung war, 
ellsuche ich um eine SitzungSlUnter.bremung 

7. Mit welchen Mehr,ausgaben gegenüber von �wei Stunden. 
dem Bundesvor,an!Schll&g 1 914 rechnen Sie b e im Präsident Dr. Maleta: Sie haben den Antrag 
gesamten Personal'au:tiwand? gehört. Ich nehme die Anre1gung auf und unter-

8. Mit welcher Uberschreitung des Bundes- breche die Sitzung bis 1 4  Uhr 1 0  Minuten. 

voranschlages 1 914 ·rechnen Sie b e i  den Schul- Die Sitzung ist u n t  e r b r 0 e h e  n .  
büchern? 

Die Sitzung wird um 12 Uhr 10 Minuten 

9. Welche Höhe wiI1d die FinanrzsmU'ld des unterbrochen und um 14 Uhr 10 Minuten wie-
Bundes Ende 1 914 annähernd er.reichen? derauJgenommen. 

116. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)24 von 31

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 1 16. Sitzung - 22. Oktober 1974 1 1457 

Präs1dent Dr. Maleta : Ich nehme die unter­
bro chene Sitzung wieder auf und erteiJle dem 
Herrn Albgeürdneben Staudinger als erstem 
Anfr agesteHer zur Begründung der Anfrage 
gemäß § 73 Geschäfts ordnung das Wort. 

Abgeordneter Staudinger (OVP) :  Hohes 
Haus ! Sehr geeihrte Damen und Herrenl Vor 
etw,a zwei Stunden hat der Herr Bundesmini­
s ter für Filliaruzen se,ine Budgetrede beendet, 
aber anders als sonst hat es mit dem Ende 
di eser Budgetrede nicht sein vorläufiges Be­
wenden, sondern .die Opposition, die Oster­
reichisch,e Volkspartei, hat eine dringliche An­
frage eingebracht. 

W,as soltI es mit dieser Novrität hier im 
Hause? - Denn eine Novität ist es. Sohl da­
mit die BJUodlgetrede d es Herrn Firuanrzministers 
um ihre WirkJunlg gebr,acht, unterlaufen wer­
den, oder a,ber sol,l d.ie erste Lesung, die für 
den 6. November hier im Hmse angesetzt ist, 
vor,weggenommen werden? 

b racht, dafür aber ma,sseilihaft Polemik gegen 
d i e  Reg1ierung der Osterreichismen Volkspa.r­
tei,  die von 1 966 bis 1 970 für die Geschäfte 
hier in diesem Staate V1€rantwortlich gew-es en 
i st.  Ich will mich gar nicht einlassen auf die 
AI1Q1umentation hiruskhtlich d er Gültigkeit die­
s,er Pdlemik. Auch dazu wird arm 6. November 
gewiß noch etw,as �u Slag-en sein. Aber merk­
würdig ist es haU doch , daß der Bundesmini­
ster für f.inaruzen, der Finoanrzminister j en.er 
Regierurug, die vOllgetblim den Fortsdlr,itt für 

sich gepacht'et ihat, die "das moderne Oster­
reich" baut, ihren Fortschritt bis in das Jahr 
1 966 zurücktreibt, um von nichts anderem 
reden zu müssen, um von der Zukunft nicht 
reden zu müss'en. 

Wenig Konkretes halben wir gehört über 
den Bundeshausihalt 1975. Nichts an batsäch­
Hcher Information, dafür a.ber eine Menge 
höchst fr.agrwtürd�ger Emollgsziffem. Urud die 
Jubler vom Dienst hJaJben ZlllIIl Unterschied 
vom verg,alllgenen Sonntag Gelegeniheit zum 

Wenn es nach dem WiHen der OVP-Parla- Jubeln gehabt Ülber diese Erfo:tgsziffern. ICh 

mentsfmktion geht, dann keines von beiden. verstehe, daß man diese Geleg1enheit danikbar 

Selbst wenn die Absicht bestaruden hätte, in -aufgreift. (Heiterkeit und Beifall bei der OVP.) 

dies'er dringEchen Anfrage bereits auf die Bud- In einer malmbren Situ'ation befindet siCh 
get'rede des Herrn Firuanrzministers ein�ugehen, dieses P,arl'ament, s,o scheint mir. Der He'rr 
so wäre darzu k'au.m eine Möglichkeit gegeben Finanzminister läßt sich in seiner Enfolgsmelo­
gewes en.  Bisher war es nämlich üblich, daß d i e  nicht stören vom Kontrapunkt der Infla­
den Kl'UJbs der Text der Budgetrede weruigstens Hon, und -die Reg'iemrug,sfraktion klatscht fre­
am Tage vor der Brudyetrede zugestellt wurde. netisch BeH'a,u, damit sie diesen KontI1ap'l11lkt 
DiesmaJ hla'be ich mich urrn 9 ,30 Uhr, also eine nicht z'u hören br1lJucht. NaCh dem Redlruungs­
hal,be Stunde vor Beginn dieser Sitzung, er- abs chluß, der uns bereits vorliegt, belaufen 
kundigt, wo denn der Text einzusehen sei , s ich die Burudesschulden a,uf nahezu 1 00 Mil­
und es rwrtlroe mir gesaJgt, noch 'befinde s,ich li'a rden Schilling. Das ist ein Betrag, welCher 
kein Exemp1a-r des Textes der Budgetrede d as Begriffsvermögen des Norrna'lbürgers 
des Herm Finanzministers im Klub. AHer- ü'herstei,gt. 
ding's höre ich, daß die J oUf.nalisten diesen 
Text gestern b ereits hatten. Ich steNe das Ich habe mir a'USigeredlnet, 'd,aß, um dies e  

fest, 'Ohne auch nur eine Spur von EIIlipörung Summe von 1 00 Milliarden Schilling räumlich 

in die se FeststeHurug hineinzulegen, deThIl eine in 1 000.,S-Baruknoten unterzubringen, ein Raum 

Empö rung zahlt s i ch  wirk,lich nicht aus. Was 
zahlt sich d enn bei dieser Regierung über­
haupt noch aus?,  muß man fr agen. (Beifall bei 
der avp.) 

Die SteHungnahrrne also zu diesem Btuntdes­
budget 1 975 urud zur Rede des Herrn Finanz­
ministers bleibt, wenn es ruach uruser,en Willlen 
geht, der ersten LeStUJrug ;am 6. November vor­
behailten. Weil aber ein Zusammenhang be­
steht �wischen dieser heutigen Budgetrede und 
dem GFll!nld der dringlichen Anfrage, die die 
OVP-P1ar.I'amentsfr,alktion eirugebracht hat, darf 
man doch wenigstens sa.gen, daß die Budget­
rede, d i e  uns heute geboten wurde, tatsächllich 
so etw.a,s wie eine BuJdgetre.de sui generis ge­
wesen ist, eine Brudgetrede besonderer, ein­
maliger Art. Nich:t einmal die GlobaliZlaJh:len 
dieses Bundeshudgets 1 975 hat der Herr Bun­
desminister für Finaruzen in seiner Rede ge-

von 375 Kubi1rnleter el"fo:r.d erltich ist. Und wenn 
m an annimmt, daß eine Wohnung, die nach 
dem . . . (Abg. Dr. G r a d  e n e g g e r: Das ist 
falsch!) Das ist sicher richtig, im hab e es zwei­
mal nach:gerechnet. (Abg. S k r i t e k: Das is t 
kein Grund, daß es richtig ist!) Rechnen Sie 
e s  nach, Sie wer.den es mir 'bestäti�len. 

Wenn man annimmt, .daß eine WOhnurug mit 
1 30 Quadratmetern zirka a,uf 350 Kubikmeter 
kommt, dann b edeutet das, daß zwei sOllche 
Normalwohnungen mit 1 000-S-Ban:knoten an­
gepfllopft wer,den müßten, und dann hätte das 
Volumen der Bunfd.ess chubden in diesen bei­
d e n  WOhruurugen noch immer nicht P,latz! 

Aber der Herr Bundesminister �ür Finanzen 
redet heute in seiner Budgetretie von einem 
konsolidierten StaatS/hauS/halt, von konsoli­
dierten St'aatsfin'anrzen . In -einer Situation, Jn 
d er, wie die Wahler,gebruiss,e vom verganyenen 
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Staudinger 

Sonnta,g zeigen, auch d er Offentlicbkeit nicht 
mehr z'u verheimlichen ist, daß die Firma 
Kreisky und Kompanie dem Konkurs zutreibt, 
redet der Oberhuchlhalter von Erfolgen !  (Bei­
fall bei der OVP.) Wer da ausziehen wollte, 
meine Damen und Her'ren, das Gruseln zu 
lernen, der braucht keine abenteuer1ichen 
W'eg,e zu gehen, der bräuchte nur hieTlherzu­
kommen in dies'es Bar:lament und sich die  
BudJgetrede an'Zmlhören. 

Diese Bud.getrede b eweist g,anz eindeuhg 
die Berechtigun:g unserer drinlgl ich,en Anfra.ge . 
Entschei'dend �ür Idas Budge t  1 975 sind nicht 
die Ang,aben, die wir üJber den Durch�-ChIi'itt 
1970 bis 1 975 bekOimmen haben, entscheidend 
- damn gibt es bestimmt auch bei Ihnen 
keinen Zweife.! - ist die A1usg aI1lgs1la,ge,  die 
Entwicklung im JalhI1e 1 974. Wenn wir diese 
Ausgangsl'alge nicht kennen, dann hat die erste 
Lesung am 6. November ihren Sinn verloren, 
d'ann werden die Ausschußlb erauunlgen im Fi­
naTIlza,usschuß, dann wer.den auch die Ber,abun­
gen hier ,im Plenum zur schlUchten A-lbernJheit, 
zur sinnlosen PflichttÜJb:un:g a'bqualifiziert. Das 
wo}.len wir nicht, und dar·um h aben wir unsere 
dringliche Anfrage ein!gebracht. 

Uber die Situati.oI1l, über die Entwick'lung 
1 974,  also über die AUSIgangslCiJge für das 
J·a:hr 1 975 etwas zu satgien, ist uns der Herr 
Bundesminister für Finanzen schuldi,g gelblie­
ben. Er hätte sich mit einer solchen Auss'age 
gewiß nicht nur die Sympatthien dies es Hauses 
erworben, sondern er hätte auch einen Dienst 
an der von dieser Regierung so oft beschwo­
renen Transparenz gele,istet. 

Darum geht es a:lso in unserer drinlg.lichEm 
Anfrage : daß wir KlaIiheit halben möchten über 
die Aus'garugsla:ge, Ü1ber die Entwickoh,mg des 
BundesbudJgets 1974. Ich wHl mich hier gar 
n i dlt verlbreitern, und ich wiE auch nicht a,uf 
umgekehrtem Wege die erste Lesurug vom 
6. November vOliwegnehmen, sondern n.ur 
eini ge Beisp iele nennen: 

Aus einer Pressekonfer,enz hören wir, der 

Herr Fin.anzminister habe ges.agt, die Personal­

ausgaben des BunJdes würden 1 974 um mehr 

a'ls 1 Milil iarde SchiUi,nlg überschritten werden. 

Wi e wird da,s fin'anz iert? 

Oder: Im Voranschlalg für 1 974 sind Mittel 
für Schullbauten vOI'gesehen. Im 1 .  Budget­
überschreitungs,gesetz SülId die im Voranschlag 
prä,liJininierten Mittel b er:eits um 400 Mi'llionen 
SchHlinJg, das sind mehr als 50 Pwzent des 
Präliminares, überschritten. Wir halben dem 
Herrn FinanlZIDiu,ister bereits bei der Diskus­
sion über d as Buldg'et 1 974 g esagt: Wir sehen 
in der Dreiteilullig des Budlgets in GrundJbud­
get, in StabHisierungsquote als zweiten Teil 
und Konjunktur,ausgleichsprogramm a;ls drit-

ten Teil einen Trick zur Versch'leierung des 
Budgets . Ich würde gerne SlaJgen, daß wir den 
Herrn Finammninister einer Verschleierung 
verdächtigen. ICh ha·be mir aber sagen lassen, 
es sei und'ein, von VeI1dacht zu reden, wenn 
man gaIllz sicher ist, daß eiI1e Verschleiemng 
vorliegt. (Beifall bei der nvp.) 

Ein weiteres Beispiel : Die Kosten für die 
Schu1bumakHon. Am 9. Jluli 1 972 hat die Frau 
Abgeordnete Metzker hier im Hause die 
Kosten der Schultb.uchraktion mit 550 Mi:Hionen 
Schiollillig beziffert. Per 1 973 wurden die Kosten 
dieser Schulbuchaktion tatsächlich mit 600 Mil­
lionen Schilling präldminiert, und, wie der 
Rechnullig,s,abschluß 1 973 CiJuSiweist - bitte 
seh en Sie nach auf Seite 202 des Rechnungs­
abschlusses -, beträgt der tatsächliche Auf­
wand 750 M illionen. 

W'enn die FühI'Ullig des Staatshaushaltes 
gleich2Jusetzen ist mit systematischer Ver­
schleienung, mit der Ausbreibung eines Nebels, 
mit UilldurchsichUgkeit, ,dallln kölllnen wir dem 
Herrn BunJdesminister für Finanzen unsere An­
erkennurug nicht versagen. Aber wir schließen 
uns absol,ut Ihrer Prämisse von der Transp'a­
renz der sta'atHchen Vor,gänge an und brilllgen 
deswegen uns'ere Anfmg e ein. (Beifall bei der 
avp.) 

Un.s w.ird gesagt, wir hätten andere Mög­
lichkeiten, uns Intomnationen zu beschaffen ; 
denn um Information 'geht es , um nichts an;de­
res ! - AUJf welchem Wege sonst? Auf dem 
W�,e der mündlichen Arufr,age? Sie werden 
zugeben, d·as ist ein unta'uglicher Weg. Auf 
dem Wege der schriftlichen Anfra:ge? - Der 
Herr Bundesminister hätte zwei Monate Zeit, 
eine schrMtliche AnfPag,e zu beantworten, und 
wenn die zwei Mon ate vorÜJb er sind, dann ist 
auch die BU'dg'etdebatte vorüfber. Fr·eilich 
könnte man etwa ein Gent'leman's-Agreement 
sch.Iießen und könnte vereinbaren, daß der 
Herr Bundesminist'er die sdlriftliche Antwort 
vorzeit·ig .gi'bt. 

Alber uns geht es damm, daß vor aUer 
Offentlich!keit, hier vor dem ges.amten öster­
reichischen Volke in diesem Hoose, uns,ere 
Fnagen zum Budget 1 974 beantwortet werden. 
Uns geht es um Tra'Illsp,arenlZ auch für die 
OffentlidlJkeit. 

Daß man in Ausschlußanfnagen nicht zu sehr 
prof1unden Ellgebnissen kommt, das h aben die 
Anfrag eengebniss,e CiJUJs den Ausschußberabull!­
gen mit oden Mini stern dieg.er Regierung i n  der 
Vergangeiliheit bereits bewiesen.. 

Freilich sinJd wir nicht sicher, daß Sie nicht 
sagen, mit dieser VonganglSlWeise "dringltiche 
Allifrag,e am Ta,g der Budg,et-recle" sei eine 
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Slaudinger 
höchst achtel1iSwerte Tr.adition gebrochen wor­
den, und die BöS!wil:ligkeit der Opposition 
mache si ch hier wieder einmal bernerkJbar. 

Wir fass en d i ese dringliche AI1Jfmge nicht 
als das auf, als was das Instrument der dr,in9-
lichen AnfraJge einma·l bezeichnet wurde : die 
schärfste Waffe der Oprpositi on . Sie list di esmal 
kein Kamp.fmittel in unrrnitte�barer Sicht, son­
dern ein Mittel der lrufo r.rna ti  on, einer Infor­
mation, die wi r bHlluchen, um die Budget­
debatte üb erhaupt mit Sinn führen zu können. 

Möglicherweise gilbt es a,uch Ästheten, die 
feststel:len werd en, es sei  von der großen 
Oppositionparte i nidlt fein, am Ttage der Bud­
getrede eine s olche AnfrClJg,e einzubringen . 

Sieht man von d en Polemiken des Herrn Bun­
desmi nisters für Fi,naruzen ab, dann hat er uns 
ja auch tats ächlich auf gew is se Höhen inter­
nationaler Wirtschafts'sicht hina.UJf.geführt.  Und 
wenn man so bedeutende Äußer·unqen gehört 
hat wie "umf'assende wirtschaftspolitische Stpa­
tegie" , dann is t es freilich unfein und pro­
s.aisch, 'ganz nüch.tern Ziffern, Zah.len und Da­
ten zu verlangen. (Beifall bei der avp.) 

Alber s·eien Sie bitte darüb er nicht ungeha,l­
ten - noch eirum·al -; Ohne K enntnis dieser 
Ziffern, Zahl en UI1Jd Daten hätte für uns die 
BudJg.etdiskussion 1 975 keiruen Sinn. 

V/enn es 'den Herrn Brunidesminister für 
Finaruzen, wenn es dieser Regierumg ·und wenn 
es Ihnen von der  RegieJ1ung·sfr.a:ktion tatsäch­
lkh um Transp arenz 'Zu tun i st, dann bin ich 
I'hres Beif.a.lles für die dringliche Anfr,age ge­
wiß ! (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ha-t sich der Herr Bund esmini ster für Finan­
zen. Ich erteile 'es ihm . 

Bundesminister :liür Finanzen Dr. Androsch: 
Hohes Hau s !  Zun ächst eine Klarstel1luI1Jg : Der 
Text der Bud;g,etrede ist heute um 3/46 Uhr 
früh ferhg geworden und vom Bundesmini­
sterium für Finlanzen um 7 Uhr 30 Minuten, 
was in einem Min isteriUJID ja auch aufgezeich­

net wird, ins Parl ament gebracht worden. (Abg. 
G r a  f: Das ist aber auch keine glückliche Zeit!) 
Dem Glücklichen schlägt keine St.unde, Herr 
Abgeordneter Gr·a.f ! (Abg. G r a f: So is t das 
auch nichtl) Wenn ich a'lso die Zeit fTÜr den 
Weg daJZurechne, muß sie UIIll 8 Uhr im ParJa­
ment g·ewesen sein. 

Die Von}iage ei nen oder mehrere Ta:ge vor­
h er einzubrin.g en, i st nur d!ann üblieh gewesen, 
Herr .AJbgeordneter Staudiruger , wenn am sel­
b en Talg darüber eine Debatte stattfinldet. Bei 
der Budg.etdebatte ist  das aber nie der Fall 
g ewesen,  sadaß Ja auch hinreichend Zeit zum 

StudLum bleibt. Dieser Wunsch ist ver·ständ.­
lieh. W,as schon vorher, nämlich gestern ahend 

ferrtig w,ar, sinld Graphiken und Unterloagen 
zur Erläutel1ung hiezu. AJber d as i st, bitte, nicht 
die Bu.dg e trede. 

Auf die Schutd·en möchte ich j etzt gar nicht 
im einrz eIne n  eingehen, wir werden genug Ge­
leyenthe it halb en zu zeigen, was wir dieshezüg­
lich Ende 1 969, Anlfang 1 970 von Ihnen über­
nommen hab en. 

Nun zu den einzelnen Fragen , wobei im 
vorausscbicke : Ein Großteil der Fragebeant­
worturug el1gibt sich aus Seite 269 des Ihnen 
vorlie,genden AIibeit-sbeheHes.  Nur a,us dieser 
einen Seite kann mindestens ein Drittel der 
gestellten Fra·gen beantwortet werden. (Abg. 
S t a u  d i n  g e r : Warum haben wir eine so 
lange Un tel"brechung gebraucht, Herr Finanz­
minister ? ) W·e il es Ja eine gewisse admi<nistI,a­
tive kuf'g1abe erfordert umd wei l Sie e,ine Reihe 
anderer Frag en geste.llt halben. Sie werden 
nicht erwarten, daß ich mit der Budgetrede 
aufhöre urud s ofort mit der B eantwortung be­
ginnen kann. Eine Fage hätte ich Ihn en sicher­
lich ,gleich b e antworten können, nämlich die 
nach dem Budlgetüber,schreitun'gsges etz, da j a  
gestern schon .in d en Na chrichten zu hören 
war, daß wi r im Ministenat ein ZlW e ites Bud­
getÜ'berschreit:ungsgesetz be schlossen und dem 
Par11ament zugeleitet haben. Das hätte ich 
sicherlich s ofort tun könne.n ; andere Fnagen 
hätte ich nicht gleich beantworten können. 

A·ber nun im einze-Inen dalZu. 

Zur F�alge 1 ;  Im Zeitpunkt der Erstellung 
des "Arbe.itsbehellfes zum Bundesfinanrz'gesetz 
1 975" - sieh e  Seite 269 - wurde die Uber­
schreitung der im Bunde svoranschlag 1 914 v·or­
ge sehenen Ge s amt·aus,gaben mit etwas mehr 
als 9 Milliard en Schi'llillig geschätzt. Es kann 
zu diesem Zeitpurukt nrur eine Schätz.ung im 
Aus.maß der neun Monate sein, die bekannt 
sind. 

Zu 2 :  Un te r  den bei den AUSlg,a'ben aufge­
zeigten Voraussetzun.gen wurden die G es.amt� 
mehreinnahmen mit etWla:s wenige r  als 8 Mil­

limden geschätzt ; das ist auch aus S eite 269 
des Arbeits;behelfes ZlU übern·elumen. 

Zur Frage 3: Durch die auf dem Afbga:ben­
sektor im J,ahr e 1 973 geset.zten Maßnahmen 
und die im Jahre 1974 eingetretemen Ände­
rungen im Prei s- und Lohnniveau bedingt, ist 
die Ahg albenentwickliung im J·ahre 1 974 bisher 
sehr unterschiedlich gewesen und schwer ab­
schätZ'har 'geworden , insbesondere auf dem 
Sektor der Ums.atzsteuer, weil hier Ja n:icht 
einmal noch der Ertia'hIiung·szeitr:aum eines gan­

zen JaJhres den Schätrzulligen zugrunde liegen 
kann; derun im ver.g,ang·enen Jahr hatten wir 
ja wegen des Einfühmugsj alhres nur elf Zwölf­
tel. 
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BeITÜcksichtigt man noch, daß erfahrungsge­
mäß gegen Jahresende höhere Abg'aben auf­
kommen, kann mit Mehreinnahmen in der 
Größenordnung von 3 Mill iarden gerechnet 
werden. 

Zur Frage 4: Das präliminierte Defizit von 
1 0,9 Mil'l iarden wird sich um die im Sinne der 
Ermächtigung.en im BFG 1 974 durchgeführten 
überschreituiligen wi e folJgt erhöhen : 

G emäß Artikel 11 a Albs. 4 :  Freigabe aus der 
Stabilisierungsquote : 0,86 Milliar-den. Ich 
nehme vorweg: Das ist von der St,aJbilisie-' 
rungsquote, die Sie hier alls Trick uilid Ver­
schleierung qualifizi·eren. Wie etwas, was 
offenliegt, eine Vers·chleierung s ein soU, ist mir 
nimt einsichtig. Bei den 0 ,86 handelt es sich 
ausschließlich darum - das w,urde auch im 
Herbst des veI'g,anlgen�n j,ahres so darge­
legt -, daß es uns im Interesse der die Auf­
träge erhaltenden Industri e - das trifft für 
die Industrie, die den Fahrpiark für die Bundes­
bahn henstellt, ZlU - möglich ist, davon Ge­
bI1auch zu machen, weil es ja unbestritten 
ist, daß bei den BunJdesbahnen nach j ahr­
zehntel,angen Versälll.lIl1uissen auf diesem Ge­
biet ein beträm1JIicher Nachlholbedarf b esteht. 

Gemäß Artikel 111 Albs. 5 Z. 9 :  Bereitstel­
lung für EntwicklunlgsihiMe : 0,5 Milliarden. Das 
war ·auch bekannt , nälffi�ich schon· zu -dem Zeit­
punkt �m vorigen j,mr, als wir angekündigt 
haben, daß wir 1 Milliarde zur Venfügung 
stellen. 

Ich möchte hier nicht vera,bsäumen, hinzu­
zufügen, daß aJ.l erdinJgs unter den heute durch 
die Verteu erung des Erdö;l,s geänderten Be­
dinquIlJgen der gesamte Komplex der Ent­
wi ddunlgS'hiUe eine andere G ewichtung be­
kommen h at. Denn die Einikommensverschie­
Dung von 6 'bis 8 Mi:lIi anden Schi'lling ist zrw,ar 
eine sehr einseiUge, aber doch beträchtliche 
Entwicklurugshilfe. Daß das Problem darin be­
steht, daß eine Vierte Welt enlst,anden ist, 
habe ich in meiner Budgetrede kurz g'estreift. 

Zu 5 :  Durch Kreditoper.ationen im Sinne -der 
in Z. 4 der Anfregebe.antwortuilig genannten 
EI'mäcbtigungen, all>So die 0,86 uIlid 0,5. 

Zu 6: Hier sind überschreitungen bei der 
Land- und For,stw.irtsChiaft aus dem 1. und 
2. BuJdgetüberschreit:ullgsgesetz ZlU nenn·en : für 
TreiJbs toffverb rHi:gung,s'ak tionen, Zins enzu­
schüsse für AI...Kredite, Preis,ansg,leich für Brot­
getreide, Milmstützung, Stütmung der Exporte 
beim Schl achtvieh, UJIll die wichtigsten alLZu­
führen : 1 MiUiarde SchiUirug. (Abg. S t e  i n e  r: 
Zu niedrig präliminiert! Das sieht man sehr 
deutlich!) Zu niedrig präliminiert kann das 
deswegen nicht gewesen sein, weil bestimmte 
Ereignisse eIlst in diesem j,ahr eingetreten 

sind, was Ja auch dar,aus hervorgeht, daß in 
diesem j·ahr die VeI1bJanldllungen geführt wer­
den. 

Herr AlbgeoI'dneterl Man karun folgen-des 
nicht mach·en : Man kann nicht in einem Brief, 
Herr Abg.eord-rueter MinlkowitsÖl, sagen, was 
lllan aHes in den VeIihandlrungen erreicht hat, 
und gleiChizeitig die Uber.srnreitungen hier kri­
tisieren ! Das bitte ich doch auch ZIU berück­
sichtigen ! (Beifall bei der SPO.) 

Beim Familienl,astJenauSlg,leichSlf'Ünds ergibt 
s�icb eine Uberschrei tung von 1 ,6 Milliarden, 
urud zw.ar 580 Mi1:lionen für die erst irrn Laufe 
des j,ahres beschlossene Geburtenbeihilfe -
das konnte nirnt präliminiert sein -, für die 
ISchulbücher, für de.n Mutter�Kind-'Paß, und 
1 Milliarde rur die Zuführung des erhöhten 
Ubersmusses an den Reservefonds. Ich greife 
damit der Be:arutwor.turug einer Fra:ge in der 
nächsten Fr,agestunde vor. Das heißt, hier gibt 
es eine UberschreitJuIlJg aus zweckgebundenen 
Einnahmen bedingt, die ihrerseits eine Still­
leg,uJ]g von Mitteln bedeutet, weil ja das auf 
ein Konto bei der Postsip'arkJasse kommen muß. 

Bei der Sozi.alversicherung, weil -d as Hohe 
Haus nach Besdl:lußf,assung des Budgets noch 
eine Reihe von Sozi:alvenbes,ser:ungen, etwa 
die zusät!zliche AnpassUIl:g in der Höhe von 
3 Prozent besch,lossen hat, b eziehungsweis e  
Venbessemngen beim Anpassurugsfaktor, was 
nicht pIliHiminiert sein Jmnnte, und. w eil über­
dies wegen der uIlJgünsti!gen Str:ukturentwick­
lung von AI1beitern und Angestellten die Ris­
kerrvertei.}.ung ungünstig·er war, was bei den 
Arbeitern den Bund trifft, sowie die ungünstige 
Entwicklung weg.eu des rel'ativ scbJlechten Auf­
kommens bei der gewerblichen und la·rudwirt­
schaiftHchen Pensionsversicherung. Aus an die­
s en Gründen er.geben sich ins,g,es,amt 1 , 1  Mil­
Harden. 

Dazu bauliche M aßnahmen im Hoheitsbe­
reich. Sie erinnem sich dar,an, daß wir im 
1 .  BudgetÜlberschreit'llngsgesetz die Errichtung 
einer Reihe von ·Schulen dort, wo es arm not­
wendigsten Wlar und wo wir es vertreteru konn­
ten, sOZIusagen von der Baukonjunktur her 
b eschlossen haben, sowie jetzt e ine Reihe von 
Instandsetzurugen. Das ergtbt aliles zus·ammen 
1 ,4. Sie wenden es dem Budyetübersrnreitungs­
gesetz entnehmen, es waren ja s chon, glaube 
ich, rund 800 Millionen im 1 .  BUG. 

Außerdem 1 Milliarde ·an Rücklagenauflö­
sung für den Straßenbau. Das sind recbentech­
nische Vorgäng'e, die zwar in den Brutto.aus­
gaben z'um Tragen kommen, dies sagt aber 
Ülber die Wirks amke;it filichts aus, b eweist j e­
doch, d.aß wir in den fmiheren J.ahren g.etrach­
tet haben, den Rücklagen soviel wie möglich 
zuzuführen. Sie können vielleicht sagen, das 
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ist nicht genug, wenn man sich die Ba'upreis- sichtlich, das heißt, wenn nicht uner,wartete 
entwicklluny ansieht,  s'icherlich ein Bereich Mehreinruahmen kommen, noch um 0,86 Mil-
hClJus:gemachter KOlllj uDJktUT. liarden eI1höhen wird. 

1m sonstigen Sozi'a'lJbere ich: VersorguI1fJsge­
bühren, Karenzurlaubs,g,e}d, ebenfalls neu ge­
kOlII1llIlen ist die EntgeltfortZlahlrung, dJas ist 
überh a.upt erst vor d em  Sommer z,wischen 
den W.irtscha1tspartnern aOCkoI'diert worden : 
1 ,2. 

Bei den BunJdeslbetri eb en el'l9tbt siCh ein 
Meihrbedarf von 1 ,6. 

Daraus resultiert, daß mehr Leistungen mit 
mehr Einnahmen el1fü'Jlgten. Logischerweise 
steigen, wenn �lIiIIl Beispi e'l mehr ZiiJge fahren 
und de.rgleichen, auch die AufwenduIlIgen . Dies 
z,ur Frage 6. 

Zur Frage 1: Im Persona,l,aufwand wird mit 
Ubersdueiturugen von etrw'a 1 ,3 Milrriarden ge­
rechnet, wovon ein AnteH (etw,a 300 bis 
400 Millionen) alUJf die Möglichkeit beziehungs­
weise die von den BHduIligspoLitikem lliicht 
bestrittene Notwendigkeit der zusätzlichen 
Einstellung v,on LehIiperso·DJal und der Rest­
betmg im wesentlichen ·CiJuf die Bundesbetriebe 
entfallen. Die Mehr.Ieist'llrug ohne zusäÜZ'Hches 
Personal mußte natürlich Uberstundenrzahlun­
gen zur Fo1ge haben, ein Umstand, d,em auf 
der anderen Seite j,a auch Meihreinnalhmen 
gegenü1berstelhen. 

1m übr�gen hat der Reir,at für Wi rtschafts-:­
und Sozi,aLfragen in s einer Budgetvorschau, die 
j,a auch s chon einige Wochen vorliegt und in 
der Zwischenzeit, wie ich mich selbst an mei­
nem Fach überzeugen konnte, auch dem Hohen 
Haus zUlgeg arugen ist, tiür d,as Persona'} einen 
Mehrautiwand von 1 Milliarde in seine Schät­
zung einbez.og·en. Siehe Seite 21 der VorsChau. 

Der FinanzschuIklenstand mit Ende 1914 wird 
annähernd 62 . . .  (Abg. Dr. G r u b e r: Die 
8. haben Sie übergangen!) SchulbüCher: So­
weit mir bekannt ist, keine Uberschreituny, 
wobei man hier die Unterscheidung treffen 
muß, daß SchuVbuchjoahr und Budgetj aihr n,icht 
identisch sind, sodaß hier durmaus eine kom­
peThS,atorische WirkJung des Vorjahres mit dem 
heurigen Jahr SoztUs,agen vor.liegt. Im sehe 
eben, ich habe das nicht in den Unterlagen. 
Wenn sich be i NachprüflUn19 gegenüber meiner 
jetzigen Auß<erurug eine Änderung ergeben 
sollte, d arf ich Ihnen das schriftHch übermit­
teln. Ich gl,a'uJbe, es wurde auch so vereinbart, 
als wir die Vorg,aruglSweise bei der Beantwor­
bung besprochen h�ben. 

Dur FraJg,e 9 :  Der FifilanlZs dlUlldenstand mit 
Ende 1 914 wir.d annähernJd 62,8 Milliarden 
betra.gen - siebe AI1beitSibeheltf Seite 360 -, 
ein Betr:ag, ,der sich aus der FinaIUlieIlUng der 
Freigabe aus der StabilisieruDJgsquote voraus-

Zu 1 0 :  Im Bundesrechnung5afbschluß 1 913 
werden die mit Jaihresende fälligen Schulden, 
deren Rechts'gültigke i t  unId zifferrumäßige Höhe 
durch die anwei seooen Stellen noch nicht fest­
gelegt waren - übri:gens ein immer notwen� 
d'i'gerweise und. unvermei,dbar anzutreffender 
T,atbestand; das Wlar auch früher so - mit 
3,9 MiHiarden beziffert. Für 1 914 ist das bei 
bestem Willen im vora'us nicht abschätzhar, 
das kann immer nur im nachhinein festJgestellt 
werden, weil sich di es nach dem Umfang der 
vorg,elegten Rechnunge n  einerseits und der 
noch im Zurech.fiiung,SlffioIliat, also im Jänner, 
mögHchen und allenf.al1s erfolg'eruden Bez·ah­
�ulllgen arudererseits eI1gi'bt. 

Die niedri'gsten Zinss ätze waren im lnJand 
6,15 Prozent, die höchsten 8,5 Pr,oze.nt. Die 
ZiThSsätze sind niCht die Rendite, da kommen 
die Spesen da�u. Im Ausland waren es 8,15 
und 1 0,5 PrQlZent, da'�u kommt noch ein krurz­
fristiger 10-Millionen-Dollartkredit mit variab­
lem ZinsSlatz, wo man aher den ta1tsächolichen 
Zinssatz erst aus dem J,a1hressmnitt nach Ab­
l,aw des J,ahres sag'en kann. 

Zu 1 2 :  Der FinamieI1ungsrahirnen von 
1 0,9 Mi lliiarden wurde b ereits mit 1 0 , 1  Mil­
liarden ausgenriitrzt. Auf das Ausland entfal­
len VerpflichtuDtgen von 4,9 MilLiarden, wobei 
ich hirumfiiigen möchte, d'aß wir in d en letzten 
Jahren die Auslandss chulld um IliaJherzU ein 
Viertel ahgeb alut nahen . Wir haben über Emp­
fehLung des Staatssmuldenausschusses ullid in 
A:kkordam mit Notentbank und Kredüappar,at 
folgende Kr.editpolitiik b etrieben : Als b ei uns 
das ZinsniveaiU billig w,a r ,  sind wir ins Aus­
Iand ge,g,angen, und um;g,ekehrt, als es im Aus­
land biHiger Wlar, 1 9 1 1  und 1 972, wenn ich 
mim recht erinnere, sind wir im Inlanld g,ebl ie­
b en urud haIben nahezu aJus smließlich im Inlanid 
finanziert. Es war auch heuer so, daß sowohl 
der StaatssdwldenalUsschruß wie die Noten­
bank, aber aluch die Bankiers der Republik, 
wenn ich sie 5'0 nennen darf , also die Chefs 
der großen Banken, Zollr Schonullig des heimi­
schen Kapitalmarktes die Empfefulung gegeben 
hab.en, daß dieser, durch die Restriktionsmaß­
nahmen b eengt, in erster Linie der heimischen 
Wirtschaft im weitesten Sinn zur Verfügu1ll9 
steht und nicht sozusagen in einem übergro­
ßen Maße vorweg vom B und in Anspruch ge­
nommen wir.d. 

Zur Frage 1 4 :  Die Inanspruch1l'a:bme des aus­
ländischen Kap italmarktes zur aUfällig er­
forderlichen TeilfinanlZierullig des Budgetab­
gaThges 1 915 wird s ich primär ,alUS der Lage 
auf dem inländischen Kap italmarkt im Zu-
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sammenhaJllg mit den Gegebenheiten aJU:f aus­
ländischen Kapitalmärkten erg·eben. Das ist 
beim besten WHlen heute IlIicht vor,aussaglbar j 
und wenn es wäre, bitte ich um Verständnis, 
daß der Bund seine baI1gaültiThg position nicht 
vorweg durch Bekannt'g,abe von Daten allen­
falls verschlechtern wolilte. 

Zu Frage 1 5 :  Uberschreitungen gemäß 
Art. III Albs. 5 wurden bisher im Ausmaß von 
etwa 3,5 Milliarden bewilligt. 

Zu Frag,e 1 6 :  Mir ist kein derartiger Fall 
bekannt. 

Zu Fr,age 1 7 :  J,a, das 2. BudgetÜlberschrei­
tUThg'sgesetz 1 974 hat - wie ich schon vorhin 
erwähnte - 'gestern den Mini.sterrat p,assiert 
und ist dem NatioThaIr,at Z'JUgeleitet worden 
oder im Begriffe, :Dug,aleitet zu werd en j dar­
über bin ich 1m einzelnen nicht informiert. Es 
war jedenf.cd,ls heute noch nicht im Ein.laluf. 

Zu Frage 1 8 :  Das 2 .  BUG - ich darf das 
nun vorwegnehmen, obwolhl es ja dann da 
sein wird - sieht, von der Freigabe aus der 
Stalbilisierungsquote in Höhe von 860 Mil­
lionen a:bgesehen, Mehr·ausg·aben von 2,87 Mil­
liarden SchHling vor, wovon 2,5 MiLliarden 
in MehreinThahmen bedeckt werden sollen. 
(Beifall bei der SPO.) 

,Präsident Dr. Maleta: Wir gehen nunmehr 

Ich wiH g·ar nicht auf Art und Stil Ihrer 
Budlgetrede hier weiter eing,ehen. Tatsache ist, 
daß Sie die Ausgangslbasis - und das ist nun 
einmal die Budgetentwicklung 1 974 - mit 
keinem Wort gestreift halben, während Sie 
gestern abend in einem Pressegespräch mit 
WirtschaftsjournaHsten d ie zweifellos bren­
nenden Sor.gen, die die Budgetpol'itik 1 974 noch 
präsentieren un.d bieten wird, sehr w oo1I dis­
kutiert und dlort anders agiert haben, als Sie 
das heute vor dem Hohen Haus getan ha,ben. 

Ich 91,aUlbe, Herr Finanzminister, daß auch 
die Vertreter der österreichischen Bevölke­
rung hier im Hohen Haus ein Rech,t daTauf 
haben, nicht nur die Glanizseiten Ihrer Dar­
stel'lJUng, sondern auch die Schattenseiten vor­
gesetzt zu bekommen. Die Ang'aben, die Sie 
uns gemacht hahen, bestäUgen ja die Gründe, 
die uns zu dieser Anfr.age geführt haben, näm­
lich die Uberlegurug, daß der Budgetvollrzu.g 
des Jlahres 1974 in einem Ausmaß vom Vor­
anschlag abweichen wird, wie das in verg,an ... 
genen J·aihren nQch llIiemals der Falil gewesen 
ist. Sie selbS't haben 9 Milliarden SchiJrlin.g 
Uberschreiturugen des Voranschl.Cl!g,es angege­
ben, was bedeutet, daß die Ausgahensteige­
rung gegenüber 1 973 nahe an 20 Prozent her­
ClrThkoIlllII1t und damit etwas im Widerspruch 
zu Ihrer Durchschnittsrechnuntg 1 970175 steht. 

in die Debatte ein. Ich mache darauf aufmerk- Wir können uns we'iter errechnen, daß der 
sam, daß gemäß den Bestimmungen der Ge- HauShaltsabgang dles1es Jahres erheblkh grö­
s,chäftsordIllUllig kein: Redner länger als ßer sein wird,  als er prä.Iiminiert war, und 
20 Minuten sprechen d arf. daß damit ein UbeITWälzen des Defizits vom 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich der 
Abgeordnete Dr. Koren. Ich erteile es ihm. 

A<bgeordnet>er Dr. Koren (OVP) : Hohes 
Haus ! Meine Damen und Herren ! Herr FinaIlJZ­
minister, am Anf,ang nur eine J{.larstellung. 
Ich bestreite in keiner Weise, daß Sie den 
Text Ihrer Budgetrede heute .um 7 Uhr 30 in 
der Himmelpfortga'5s,e aJbgefertigt haben. In 
meinem Büro ist dieser Text nach 10 Uhr 30 

a1ngek.ommen, und dalber ist die Feststelilunrg 
unsererseits, daß wir diesen Text nur unmi1-
telbar vor der Sit:Durug bekommen haben, ein­
deutig richtig g,ewesen. Bisher war es }a imrmer 
so, daß Sie diese Texte dir�kt den Fraktions­
obmännern z,ustellen l,ießen, ohne irgendeine 
Zwischenschaltung von Ong,anis.ationen oder 
von anderen Organen. 

Ich wiH es gamz kurz machen, Hohes Haus : 
Ich glaube, daß Sie, Herr Finammninister, mit 
Ihrer Budgetrede selbst den Beweis da,tür ge­
führt hClJben, daß unsere Anfrage berechtigt 
gewesen ist. Denn alle die Angaben, die Sie 
jetzt gege!b.en haben und von denen manche 
sicher aus Unterlagen zus.ammentr.ilIghar sind, 
haben in 1hrer Darste\HunJg der budgetären 
Situation keiner·lei ReoHe gespielt. 

heur·igen in d.as nächste Jahr Rlatz greifen 
wird, zweifellos über VeIiwaltungssch,ulden, 
z,weifeUos durch NichtübeITWfeisung von Fonds­
ülberschüssen an dies·e Fonds. Kurzum, es wird 
das tatsächlime Defizit 1 975 er;heblich größer 
sein, als Sie es heute ausweisen. 

Mit den Angaben über die Uberschreitungen 
bestimmter Kapitel im heurigen Jahr ist ein­
deutig klargestellt, daß Ansätze des vorliegen­
den Budgets für 1 975 nicht ganz richtig sein 
können, wen sie zum Te�l schon durch die 
tatsächliche Entwicklung, 1974 überholt wor­
den sind. 

Ich gestJehe Ihnen offen, Herr Finanzmini­
ster, daß ich sehr dankhar bin, daß Sie die 
gesamte Liste dieser Frag,en heute beantwort1et 
haben und daß wir damit eine vernünftige 
Ausgangsbasis für die Budgetdebatte im No­
vember dies/es J ahr,es haben werden . Alle 
diese Zahlen, die Sie uns gegeben haben, sind 
eine wesentliche Beurteilungsgrundlage für 
das, was wir in 1 4  Ta.gen zu diskutieren halben 
werden, nämlich für Ehren Haushalt 1 975, der 
sich ,aus dieser Sicht her,alus anders präsentiert 
als aus Ihrer Budgetr.ede. - Danke. (Beifall 
bei der OVP.) 
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Nationalrat XIII.  GP - 116. Sitzung - 22. Oktober 1974 1 1463 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort i s t  niemand desr,egierung (III-87 der BeHagen) g,emäß § 24 

mehr gemel,det. Die Debatte ist geschlossen. Abs, 3 des Forschufilgsförderungsges.etzes 1967 
( 1 1 67 der B e ilagen) ; 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für heute, 
Dienstag, den 22. Oktober, um 1 5  Uhr mit 
folgender Tages-ordnung ein:  

1 .  Bericht des Ausschuss,es für wirt,schaft­
'liehe Inte'gration betreffend den vom Bundes­
minister für Ha'nde,l, Gewerbe und Industrie 
vorgele-gte.n Bericht (HI-125 der Beilagen) über 
den Stand der Europäischen Integration hin­
sichtlich der östJerreichischen Wirtschaft sowie 
über die von der Bundesregi,erung im Hinblick 
auf die Int,egration gesetzten inner ö s terreichi­
schen Maßnahmen (Integr,ationslbericbt 1 973) 
( 1 1 87 der Beilagen) ; 

2. Bericht des Ausschusses für W i ss1enschaft 
und Forschung über den Bericht 1 972 der B un­
d'esre.gierung (HI-40 der Belilagen) g,emäß § 24 
Abs. 3 des Forschungsförderungs.gesetzes 1967 

4. Bericht des Ausschusses f.ür Wissenschaft 
und Forschung übeT den Bericht 1 974 der Bun­
desregierung (III-130 der Beilagen) gemäß § 24 
Abs . 3 des Forschungs.förderungs.gesetzes, 
BGBL Nr. 347-1 967 ( 1 1 68 der Beilagen) ; 

5. Bericht des UnterrichtsausschlUsses betref­
fend den Bericht des Bund,esministers für 
Unterricht und Kunst (UI-I 07 der Beilag,en) 
über den KunstJberich,t 1972 ( 1083 der BeHa­
gen) ; 

6, Bericht des Landesverteidigun g,sauss dlUs­
ses betreffend den Bericbt des Bundesministers 
für Lande'Sverteidigung (111-93 der Beilagen) 
über die Tätigkeit des UN-Kontingentes des 
österreichischen Burudesheeres im Jahre 1972 
( 1 1 99 der Beilagen) . 

( 1 1 66 der B eil a,gen) ; Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 

3. Ber,icht des Ausschusses für Wissenschaft 
eingeleitet. 

und Forschung über den Bericht 1 973 der Bun- Die Sitzung ist g e  s e h  ,l o s  s e n. 

SchlUß der Sitzung: 14 Uhr 50 Minuten 

österreichische Staatsdruckerei L61 21 164 
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